
 

 

 

Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Ehrenamtliche und Helferkreise,  
 
heute möchte ich Sie gerne wieder über einige interessante Neuigkeiten 
informieren:  
 
1. Fachtag „‘Miteinander leben‘ Vielfalt Gestalten – Auch im Engagement“ am 15. 

November in Nürnberg 
Am 15. November laden lagfa-bayern, AGABY und MORGEN alle im Bereich 
Migration und/oder bürgerschaftliches Engagement Tätigen zu einem 
kostenfreien Fachtag nach Nürnberg ein. Teilnehmende und Veranstalter 
werden gemeinsam Ideen schmieden und weitere Gestaltungsmöglichkeiten im 
Engagement finden. Aktuelle Herausforderungen können reflektiert und 
gemeinsam Lösungen gesucht werden. Anmeldungen sind bis zum 04. 
November unter info@lagfa-bayern.de möglich. Veranstaltungsort ist die 
Akademie Caritas-Pirckheimer-Haus (CPH), welches fußläufig vom Nürnberger 
Hauptbahnhof erreichbar ist. Den Flyer mit ausführlicheren Informationen zur 
Veranstaltung finden Sie unter http://www.lagfa-
bayern.de/fileadmin/user_upload/Programmflyer_Fachtag_Miteinander_leben_-
_Vielfalt_gestalten.pdf.  

 
2. Seminar „Gehen oder bleiben? Die Maghrebstaaten und die 

Flüchtlingspolitik…“ von 02. Bis 06. Dezember in Würzburg  
Von 02. Bis 06. Dezember 2019 laden die Gesellschaft für Politische Bildung 
e.V. und die Europäische Akademie Bayern e.V. zu einem Seminar in die 
Akademie Frankenwarte in Würzburg ein. Unter dem Titel „Gehen oder bleiben? 
Die Maghrebstaaten und die Flüchtlingspolitik: Was kann politisch-kulturelle 
und wirtschaftliche Zusammenarbeit bewirken?“ wir in diesem Seminar die 
innen-, wirtschafts- und sozialpolitische Lage der Maghrebstaaten thematisiert. 
Weiter geht es um die Frage, wie Deutschland und Europa diese Nachbarländer 
stützen und zu Partnern in den Nord-Süd-Beziehungen machen können. 
Ausführlichere Informationen zum Ablauf, den Inhalten, den Kosten und die 
Möglichkeit zur Anmeldung finden Sie im angehängten PDF 
(191202_Gehenoderbleiben). 

 
3. Andere Länder, andere Sitten? Studie zur Wahrnehmung kultureller 

Unterschiede von Geflüchteten 
In unserer Podiumsdiskussion im September und auch in der öffentlichen 
Debatte geht es immer wieder um die kulturellen Gewohnheiten von 
Geflüchteten und wie sich diese von denen der deutschen Gesellschaft 
unterscheiden. Im Rahmen unserer Veranstaltung war es ein Anliegen, auch der 
Sicht von Geflüchteten/Migrant*innen auf dieses Thema einen Rahmen zu 
bieten. Das gleiche Ziel verfolgt auch eine Studie des Sachverständigenrat 
deutscher Stiftungen für Integration und Migration (PDF SVR-
FB_Kulturelle_Unterschiede). Die Ergebnisse zeigen, dass Geflüchtete die 
Unterschiede zwischen Herkunftsland und Deutschland meist nicht als 
schwerwiegend erleben. Schwerer fällt den Befragten der Umgang mit den 
wahrgenommenen Unterschieden im gesellschaftlichen Umgang mit den 
Themen Homosexualität, ältere Menschen und Verantwortung für die eigene 
Familie. Die Ergebnisse zeigen aber auch, dass selbst in diesen Bereichen die 
Mehrheit (>60%) der Befragten keine Schwierigkeiten erleben.  
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Die Gesellschaft für Politische Bildung e.V. lädt  in Koopera-
tion mit der Europäischen Akademie Bayern e.V.  


vom 02. bis 06. Dezember 2019 
in die Akademie Frankenwarte Würzburg zum Seminar ein: 


                                 W4903 


Gehen oder bleiben? Die Maghrebstaaten 


und die Flüchtlingspolitik: Was kann poli-


tisch-kulturelle und wirtschaftliche Zusam-


menarbeit bewirken? 


Seit der arabischen Revolution befinden sich die Gesell-
schaften der Maghrebstaaten in einem Umbruchsprozess, 
der nach wie vor andauert. Als unmittelbare Nachbarregion 
Europas sind die Länder nicht nur Durchgangs-, sondern 
auch Ursprungsgebiet für Migration nach Europa. Migration 
hat vielfältige Ursachen.  Im Seminar blicken wir auf die 
innen-, wirtschafts- und sozialpolitische Lage der Maghreb-
staaten und diskutieren, wie Deutschland und Europa im 
Rahmen des kulturellen Austauschs und der Entwicklungs- 
und Wirtschaftspolitik die Nachbarländer stützen und zu 
Partnern in den Nord-Süd-Beziehungen machen können. 
Ein interaktives Planspiel verdeutlicht  die Herausforderun-
gen der Migrations- und Entwicklungspolitik der EU.   


 


Alle Zimmer verfügen über Dusche, WC sowie Telefon mit Internet-
anschlussmöglichkeit. Empfang, Restaurant und ein Tagungsraum 
sind rollstuhlfreundlich erreichbar. Die Toiletten in Haus 1 sowie zwei 
Gästezimmer sind rollstuhlgerecht ausgestattet. Alle Gästezimmer 
sind Nichtraucher-Zimmer.  


Eine Voranreise am 01.12.2019 ist möglich.  
 
Würzburg, 11.09.2019 
 
Mit besten Grüßen 
von Ihrem Team aus der Akademie Frankenwarte 
 
Anmeldeabschnitt (per Fax / Post/ Mail) zusenden an:  


Akademie Frankenwarte, Seminarsekretariat W4903,  
Leutfresserweg 81-83, 97082 Würzburg 


--------------------------------------------------------------------------- 


O Am Seminar „4903“ nehme ich teil. 
O ich möchte EZ  
O ich möchte DZ mit .................................................. 
O ich möchte vegetarisches Essen 
 
____________________________________________________ 
(Name, Vorname)  
 
_____________________________________________________ 
(Straße und Hausnummer)  
 
_____________________________________________________ 
(PLZ, Ort)                                       (Bundesland)  
 
_____________________________________________________ 
(E-Mail)  
 
_____________________________________________________ 
(Telefon, tagsüber)  
 
_____________________________________________________ 
(Beruf)                                            (Geb.-Datum)  


 


O Ich willige ein, dass die Akademie Frankenwarte meine 
personenbezogenen Daten zum Zweck der Durchführung und Evalu-
ation der Veranstaltung für sich und ihre Zuwendungsgeber erheben, 
verarbeiten und nutzen darf. (Für die Teilnahme erforderlich) 
 


O Ich willige ein, dass die Akademie Frankenwar-
te/Gesellschaft für Politische Bildung e.V.,  meine Daten für Informa-
tionen über ihre Angebote und die der Friedrich-Ebert-Stiftung, mit 
der sie  eng kooperiert, verwenden darf. (Diese Einwilligung ist frei-
willig und kann jederzeit schriftlich widerrufen werden) 


 
____________________________________________________ 
(Datum, Unterschrift) 


Anmeldehinweise und Teilnahmebedingungen 
Verbindliche Anmeldung: 
Bitte melden Sie sich mit dem links angefügten Anmeldeabschnitt oder 
online unter www.frankenwarte.de/unser-bildungsangebot/aktuell.html 
an und überweisen Sie die Teilnahmepauschale bis spätestens 3 Wo-
chen vor Veranstaltungsbeginn auf unser Konto bei der:  


Sparkasse Mainfranken Würzburg 


IBAN DE85 7905 0000 0000 0611 76 


BIC BYLADEM1SWU 


mit Nennung Ihres Namens und der Veranstaltungsnummer W4903. 
Ihre Anwesenheit ist während der gesamten Veranstaltungszeit Teil-
nahmevoraussetzung. 


Teilnahmepauschale: 


Die Teilnahmepauschale beträgt 240,00 €.  Für Übernachtung im Zwei-
bettzimmer und Verpflegung (ohne Getränke) in unserer Akademie 
entstehen Ihnen keine zusätzlichen Kosten. Bei Übernachtung im Ein-


zelzimmer beträgt die Teilnahmepauschale 320,00 €.  
Die TN-Pauschale ist unabhängig von der in Anspruch genommenen 
Leistung. 
Stornierung: Ihre Stornierung muss schriftlich per Brief, Fax (0931 / 
80464-44) oder E-Mail (julia.reuss@frankenwarte.de) erfolgen. Erfolgt 
Ihre Absage bis zu sieben Wochen vor Veranstaltungsbeginn, entste-
hen Ihnen keine Kosten. Geht Ihre Absage später als sieben Wochen 


vor Veranstaltungsbeginn ein, berechnen wir eine Stornogebühr von 


25% der Teilnahmepauschale. Geht Ihre Absage später als zwei Wo-


chen vor Veranstaltungsbeginn ein, berechnen wir eine Stornogebühr 


von 50% der Teilnahmepauschale. Um eine Stornogebühr zu vermei-
den, besteht die Möglichkeit, eine_n geeignete_n Ersatzteilnehmer_in 
zu benennen. Bei Fernbleiben ohne vorherige Abmeldung bzw. Abmel-


dung erst am Anreisetag werden 100% der Teilnahmepauschale in 
Rechnung gestellt. 


Ausfall des Seminars: 
Bei zu geringer Teilnahmezahl oder in Fällen höherer Gewalt behalten 
wir uns die Absage des Seminars vor. Wir werden Sie zum frühestmög-
lichen Zeitpunkt informieren und die Teilnahmepauschale zurückerstat-
ten. 


Anreisehinweise erhalten Sie im Internet unter www.frankenwarte.de 
oder wir senden sie Ihnen auf Wunsch gerne zu. 


Datenschutzrechtliche Einwilligungserklärung: 


Mit der Anmeldung zu dieser Veranstaltung geben Sie Ihr Einverständ-
nis, dass wir und de Europäische Akademie Bayern Ihre personenbe-
zogenen Daten zum Zweck der Durchführung und Evaluation der Ver-
anstaltung für sich und Zuwendungsgeber, wie das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit BMZ erheben, 
verarbeiten und nutzen dürfen. Diese Daten werden ohne Ihre aus-
drückliche Zustimmung nicht an Dritte weitergegeben. 
 
Hinweis: Wir weisen darauf hin, dass bei unseren Veranstaltungen 
Bildaufnahmen gemacht werden können, die wir für Werbezwecke nut-
zen. Falls Sie darauf nicht erscheinen möchten, informieren Sie uns 
bitte im Vorfeld. 


 


 
 
 
 
 
 


 
 
 



http://www.frankenwarte.de/unser-bildungsangebot/aktuell.html
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Seminarteam Stephanie Böhm, Co-Leiterin 
Akademie Frankenwarte, Würzburg 


 Ralf Knobloch, Politischer Referent bei 
der Europäischen Akademie Bayern 


 Ali Fahimi, Politologe, Referent für politi-
sche Bildung 


Dr. Oliver Hidalgo, Politologe, Dozent 
an der Universität Regensburg 


 Tabea Schneider, Staatswissenschaftle-
rin, Referentin bei der Europäischen 
Akademie Bayern 


Jochen Zellner, Politologe stellv. Aka-
demieleiter, Europ. Akademie Bayern 


  


 Montag, 02.12.2019 
  
bis 11.00 h Anreise  
  
11.00 – 12.30 h Begrüßung, Vorstellung, Erwartungsab-


frage und Einführung in das Thema 


Stephanie Böhm, Ralf Knobloch 
 


12.30 h Mittagessen 
  
14.45 – 18.00 h Demokratie und Islam – geht das zu-


sammen? Vortrag mit Diskussion 


Dr. Oliver Hidalgo 


 
18.00 h  Abendessen 
 
19.00 – 21.15 h 


 
Tage des Zorns 
Filmisch-bilanzierende Dokumentation 
über den Arabischen Frühling und Dis-


kussion mit Ralf Knobloch 
 


 Dienstag, 03.12.2019 
  
ab 7.45 h Frühstück 
  
9.00 – 12.30 h Naher Osten, Orient, Islamische Welt – 


sozio-kulturelle und politische Charakte-
risierung einer europäischen Nachbarre-
gion, Vortrag mit Diskussion 


Ralf Knobloch 


 


12.30 h Mittagessen 
  
14.30 – 16.00 h Politische Lage in den nordafrikanischen 


Ländern Teil 1 und 2 
1. Die zerbrechliche Demokratie: Tunesi-
en im Wahljahr und im 8. Jahr nach der 
Revolution  


Ralf Knobloch 


 


16.15 – 18.15 h  
 


2. Nach der Revolution = vor der Revolu-
tion: Kürzer Blick in den „Präsident-
schaftswahlkampf“ in Ägypten 


Ralf Knobloch 
 


18.15 h  Abendessen 
  


 Mittwoch, 04.12.2109 
  
ab 7.45 h Frühstück 
  
9.00 – 12.30 h Politische Lage in den nordafrikanischen 


Ländern Teil 3  
3. Algerien im Wahljahr: Bouteflika tritt 
ab, aber „le Povoir“ bleibt an der Macht  


Ralf Knobloch 
  
12.30 h Mittagessen 
  
14.30 – 18.00 h Europa und die Boat-People 


Migrationspolitisches Planspiel (Teil 1)  


Tabea Schneider 
  
18.00 h  Abendessen 
  


 Donnerstag, 05.12.2019 
  
ab 7.45 h Frühstück 
  
9.00 – 12.30 h Warum wandern Menschen aus dem 


Maghreb aus? 
Vortrag zu sozialen, politischen und öko-
nomischen Fluchtursachen 


Ali Fahimi 
  
12.30 h Mittagessen 
  
14.30 – 18.00 h Europa und die Boat-People 


Migrationspolitisches Planspiel (Teil 2)  


Tabea Schneider 
  
18.00 h  Abendessen 
  


 Freitag, 06.12.2019 
  
ab 7.45 h Frühstück 
  
9.00 – 12.00 h Mali – Niger – Tschad: Stabilität in der 


Sahel-Zone = Stabilität für Europa 
Vortrag zur Region südlich des Maghreb 


Jochen Zellner 
  
12.00 – 12.30 h Evaluation und Verabschiedung 
 Stephanie Böhm, Ralf Knobloch 


  
12.30 h Mittagessen, danach Abreise 
  
(Änderungen vorbehalten) 


 


Sie sind herzlich zum Seminar eingeladen! 


 


Zielgruppe dieses Seminars:  
Am Thema interessierte Bürgerinnen und Bürger. 
 


Arbeitsweise:  
Die einzelnen Seminareinheiten werden grundsätzlich durch 
Vorträge und Präsentationen mit anschließender Diskussion 
erarbeitet. Methodisch-didaktisch wird zudem ein Mix aus 
bewährten Ansätzen praktiziert, um das Gelernte zu verin-
nerlichen. 
 


Lernziele:  
Befähigung zur Reflexion über politische und gesellschaftli-
che Hintergründe des Arabischen Frühlings und dessen 
Auswirkungen auf die Maghreb-Region im Speziellen sowie 
über die Rolle der EU. 


 


Zugänglichkeit:  
Das Seminar ist von der Akademie Frankenwarte allgemein 
für interessierte Bürgerinnen und Bürger offen, zusätzlich 
angeschrieben werden Personen in der Interessendatei der 
Akademie Frankenwarte.  
Darüber hinaus wird das Seminar öffentlich im Internet 
www.frankenwarte.de/unser-bildungsangebot/aktuell.html 
ausgeschrieben. 
Akademie Frankenwarte, Leutfresserweg 81- 83 
97082 Würzburg, Telefon: 0931 / 80464-0  (Zentrale) 
Sekretariat: 0931 / 80464-347 


e-mail: julia.reuss@frankenwarte.de 
Fax: 0931 / 80464-44, www.frankenwarte.de 


 



http://www.frankenwarte.de/unser-bildungsangebot/aktuell.html
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Der Sachverständigenrat ist eine Initiative von:
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Andere Länder, andere Sitten? 
Welche kulturellen Unterschiede Flüchtlinge wahrnehmen – 
und wie sie damit umgehen







Zitiervorschlag:


Forschungsbereich beim Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration  


(SVR-Forschungsbereich) 2019: Andere Länder, andere Sitten? Welche kulturellen Unterschiede Flüchtlinge 


wahrnehmen – und wie sie damit umgehen. Policy Brief des SVR-Forschungsbereichs und der  


Robert Bosch Stiftung, Berlin.
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Zusammenfassung


ge stammen aus muslimisch geprägten Ländern und 


viele von ihnen gehören auch selbst dieser Religions-


gemeinschaft an. Viele Menschen hierzulande – und 


zahlreiche Medien – ziehen immer wieder in Zweifel, 


dass diese Religion mit der westlichen Lebenswelt 


vereinbar ist; zudem sind viele der wichtigsten Her-


kunftsländer von Geflüchteten nach wie vor eher pa-


triarchal geprägt.


Gesellschaftliche und mediale Diskurse über kul-


turelle Unvereinbarkeit sind jedoch vielfach dadurch 


gekennzeichnet, dass die empirische Wissensbasis zu 


den Wertvorstellungen von Flüchtlingen schmal ist. 


Zum einen gibt es dazu kaum belastbare Studien. Zum 


anderen ist die Gruppe der Flüchtlinge sehr vielfältig, 


und es ist schwer zu bestimmen, an welchen Werten 


sie sich ausrichten: Die Menschen stammen aus ver-


schiedensten Ländern, die sich von Deutschland in 


vielerlei Hinsicht unterscheiden. Zugleich haben sie 


sich – wenn auch oft unfreiwillig – entschieden, diese 


Länder zu verlassen. Sie stehen also in ihrer Werte


orientierung möglicherweise irgendwo zwischen ih-


rem Herkunftsland und dem Aufnahmeland. 


Zusammenfassung 


Zwischen 2014 und 2018 haben über 1,8  Millionen 


Menschen in Deutschland einen Asylantrag gestellt. 


2015 und 2016 ging es vor allem darum, Flüchtlinge 


aufzunehmen und unterzubringen und ihre Asylan-


träge zu bearbeiten. Seither richtet sich der Blick stär-


ker auf ihre Integration. Diese gelingt insgesamt gut 


und zum Teil besser als erwartet, auch wenn sie Zeit 


braucht. Das gilt für den Arbeitsmarkt ebenso wie für 


das Bildungssystem. Neben diesen Aspekten der sog. 


strukturellen Integration wurde aber auch viel über 


kulturelle Integration diskutiert und gestritten. Hier 


geht es vor allem darum, wie die neu Angekomme-


nen zu bestimmten Themen stehen, z. B. Demokratie 


und Rechtsstaatlichkeit, die Gleichberechtigung von 


Mann und Frau oder religiöse Toleranz. Viele Flücht-


linge, die in den letzten fünf Jahren nach Deutschland 


kamen, sind vor gewaltsamen Auseinandersetzun-


gen in Syrien, dem Irak und Afghanistan geflohen. 


Sie stammen also aus Lebenswelten, die von jahre-


langen Konflikten geprägt sind. Das kann sich auf die 


Psyche und die Lebenslagen der davon betroffenen 


Menschen auswirken. Die weitaus meisten Flüchtlin-


Das Wichtigste in Kürze
	 In der öffentlichen Debatte wird bisweilen behauptet, dass Flüchtlinge und Einheimische sich in ih-


ren kulturellen Gewohnheiten stark unterscheiden. Das SVR-Integrationsbarometer 2018 zeigt: Auch 


Flüchtlinge selbst sehen zum Teil Unterschiede. Einige davon finden sie nicht schwerwiegend. Mit 


anderen haben sie jedoch größere Probleme.


	 Einen Unterschied sehen Flüchtlinge bei der Achtung von Freiheits- und Gleichheitsrechten: Die sei 


den Menschen in Deutschland wichtiger als denen in ihren Herkunftsländern. Dasselbe gilt für die 


Gleichberechtigung von Männern und Frauen. Mit diesen beiden Unterschieden können die meisten 


aber nach eigener Aussage leicht umgehen. 


	 Bei anderen Dingen fällt es Geflüchteten dagegen schwerer, sich auf die wahrgenommenen Unter-


schiede einzustellen. Das betrifft z. B. den gesellschaftlichen Umgang mit älteren Menschen oder das 


Thema Homosexualität.


	 Unterschiede sehen die befragten Flüchtlinge auch darin, wie wichtig einem die eigene Familie ist: 


Die Menschen in Deutschland kümmern sich ihrer Meinung nach mehr um ihr eigenes Wohl als um 


das ihrer Familie. Darauf können viele sich nur schwer einstellen. 
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Rolle spielen. Dazu zählen u. a. die Bedeutung der 


Familie und der Umgang mit älteren Menschen. So 


meinen 67 Prozent der Befragten, dass die Menschen 


in Deutschland sich mehr um sich selbst kümmern 


als um ihre Familien. Bezogen auf ihr jeweiliges Her-


kunftsland meinen das nur rund 35 Prozent. 61 Pro-


zent der Befragten sehen hier einen Unterschied 


zwischen Deutschland und ihrem Herkunftsland, und 


von diesen fällt es rund 38 Prozent schwer, damit um-


zugehen. Auch bei Fragen der sexuellen Orientierung 


werden Unterschiede vermutet. So meinen deutlich 


mehr befragte Geflüchtete, die rechtliche Gleichstel-


lung von homosexuellen Menschen sei der Bevölke-


rung in Deutschland wichtig (insgesamt rund 89 %), 


als das für ihr Herkunftsland sagen (gut 30 %). 


Werte und Normen werden in staatlichen Inte


grationsangeboten zunehmend zum Thema gemacht: 


Auch in den Integrationskursen, die die Flüchtlinge 


besuchen, werden bestimmte Grundhaltungen be-


handelt. Es sollte aber nicht überschätzt werden, 


inwieweit solche Maßnahmen Flüchtlinge tatsäch-


lich beeinflussen können. Menschliche Wertvorstel-


lungen und ihre Veränderung sind sehr vielschichtig, 


ein Kursformat kann darauf kaum nachhaltig einwir-


ken. Daher sollte kulturelle Integration zusätzlich 


zu Kursen auch anders gefördert werden, vor al-


lem über Begegnungsprojekte und weitere Wege 


informeller Vermittlung. Inhaltlich sollten Integra-


tionsmaßnahmen künftig noch stärker auf Aspekte 


der sexuellen Orientierung eingehen – besonders 


auf Homosexualität – und auf die emotionale Rol-


le der Familie. Und schließlich sollte die kulturel-


le Integration geflüchteter Menschen nicht nur als 


Herausforderung gesehen werden. Es gilt, auch ihre 


Möglichkeiten zu erkennen: Mit ihrer Kenntnis beider 


‚Wertewelten‘ bringen Geflüchtete gute Vorausset-


zungen dafür mit, beispielsweise in der interkulturel-


len Arbeit tätig zu werden.


Das Wissen über die (kulturellen) Einstellungen 


und Bedürfnisse geflüchteter Menschen hierzulan-


de war also lange Zeit bestenfalls lückenhaft. Da-


rum haben der SVR-Forschungsbereich und die Ro-


bert Bosch Stiftung schon zwischen April 2016 und 


März 2017 eine qualitative Befragung durchgeführt, 


um Wissen über Flüchtlinge in Deutschland zu sam-


meln. Im Mittelpunkt stand dabei die Sichtweise der 


Flüchtlinge selbst. In den Interviews kamen u. a. auch 


Unterschiede in bestimmten Wertvorstellungen zur 


Sprache. Anhand dieser Eindrücke wurde dann ein zu-


sätzlicher Fragebogen entwickelt. Damit sollte gezielt 


erhoben werden, wie Flüchtlinge solche Unterschiede 


wahrnehmen (Info-Box  2). Diese quantitative Erhe-


bung wurde im Rahmen des Integrationsbarometers 


2018 durchgeführt. Ihre Ergebnisse bilden die Grund-


lage für diesen Policy Brief. 


Laut dieser Befragung sehen Flüchtlinge Unter-


schiede zwischen Deutschland und ihren jeweiligen 


Herkunftsländern zum Beispiel bei Aspekten wie 


Rechtsstaatlichkeit. So meinen rund 80 Prozent der 


Befragten, den Menschen in Deutschland sei es „sehr 


wichtig“, dass das Gesetz alle Menschen gleichbehan-


delt. Nur rund 57 Prozent denken das auch von den 


Menschen in ihren Herkunftsländern. Unterschiede 


sehen die Befragten auch bei der Gleichberechtigung 


von Männern und Frauen: Hier meinen rund 85 Pro-


zent, dass es den Menschen in Deutschland „sehr 


wichtig“ sei, dass Frauen dieselben Rechte und Pflich-


ten haben wie Männer. Mit Blick auf ihr Herkunftsland 


denken das nur rund 49 Prozent. Mit diesen (und an-


deren) wahrgenommenen Unterschieden zwischen 


Deutschland und ihrem Herkunftsland können die 


Befragten gut umgehen: Sie geben überwiegend an, 


dass es ihnen „sehr leicht“ oder „eher leicht“ fällt, 


sich auf diese Unterschiede einzustellen. 


Unterschiede sehen Flüchtlinge auch in Berei-


chen, die bisher weder im öffentlichen Diskurs noch 


in zentralen Integrationsmaßnahmen eine große 
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der zugewanderten Menschen aktiv fördern und de-


ren individuelle und freiheitliche Rechte respektieren. 


Genau wie die Zugewanderten müssen sich auch die 


Mitglieder der Aufnahmegesellschaft imstande se-


hen, mit Vielfalt und Unterschieden umzugehen. 


Das Thema kulturelle Integration hat derzeit Hoch-


konjunktur. Dies ist erkennbar eine Folge des starken 


Flüchtlingszuzugs3 in den letzten Jahren. Denn beson-


ders als ab Frühjahr 2015 die Wanderung nach Euro-


pa stark zunahm, wurde Deutschland zum wichtigs-


ten europäischen Aufnahmeland für Flüchtlinge: Von 


2014 bis 2018 haben hier über 1,8  Millionen Men-


schen einen Asylantrag gestellt (BAMF 2019a: 4).4 


Bei der strukturellen Integration der Flüchtlinge kann 


Deutschland inzwischen in manchen Bereichen Erfol-


ge verzeichnen, etwa bei der Bildung und auf dem 


Arbeitsmarkt.5 Zugleich wird aber weiter heftig dar-


über diskutiert, inwieweit die Neuankömmlinge all-


gemein ‚integrationsfähig‘ sind. Befeuert wurde diese 


grundsätzliche Debatte vor allem durch spektakuläre 


(Einzel-)Fälle kriminellen oder anderweitig devianten 


Handelns durch Asylbewerber und -bewerberinnen 


1 Warum ist kulturelle Integration  


(plötzlich so) wichtig – und wie wird  


sie staatlich gefördert?1


Integration bedeutet, dass alle Menschen möglichst 


gleiche Chancen haben, an den zentralen Bereichen 


des gesellschaftlichen Lebens teilzunehmen. Eine 


Grundvoraussetzung für gelingende Integration ist 


daher, dass diese Teilhabemöglichkeiten zugewan-


derten Menschen auch effektiv zur Verfügung stehen 


und dass sie ihnen erstrebenswert erscheinen. Dazu 


gehören bestimmte strukturelle Aspekte, z. B. das Er-


lernen der deutschen Sprache oder die Eingliederung 


in den Arbeitsmarkt. Es setzt aber auch voraus, dass 


ihre kulturellen Wertvorstellungen2 mit denen der 


Aufnahmegesellschaft vereinbar sind bzw. dass sie 


sich in der Lage sehen, mit bestehenden Widersprü-


chen umzugehen. Das gilt vor allem für Wertvorstel-


lungen, die in deutsche Rechtsnormen übergegangen 


sind, etwa die des Grundgesetzes. Ebenso wichtig ist 


aber die umgekehrte Richtung: Die Aufnahmegesell-


schaft ihrerseits muss eine chancengleiche Teilhabe 


1	 Dieser Policy Brief wurde begleitet von Prof. Dr. Claudia Diehl und Prof. Dr. Hacı Halil Uslucan, Mitglieder des Sachverständigenrats 
deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR). Verantwortlich für diese Veröffentlichung sind der SVR-Forschungsbereich 
und die Robert Bosch Stiftung. Die Argumente und Schlussfolgerungen spiegeln nicht notwendigerweise die Meinung des SVR 
wider. Der Autor der Studie dankt Raphaela Schweiger (Robert Bosch Stiftung), Dr. David Schiefer (DeZIM-Institut), Simon Mor-
ris-Lange, Alex Wittlif, Serkan Ünsal und Jasmin Stark für ihre Unterstützung im Rahmen des Projekts.


2	 Werte werden hier verstanden als – mehr oder weniger bewusste – Ideen und Vorstellungen davon, was gut, wichtig, wertvoll 
und erstrebenswert ist (Schöpf 2017: 7). Werte können zu Verhaltens- und Rechtsnormen gemacht werden, um bestimmte 
soziale und politische Verhaltensweisen gegenüber anderen positiv herauszuheben (s. hierzu z. B. Verwiebe et al. 2017). Solche 
Prozesse legen maßgeblich das Fundament von Kultur, das sich ständig wandelt. Kultur wird definiert als „die Gesamtheit der 
einzigartigen geistigen, materiellen, intellektuellen und emotionalen Aspekte […], die eine Gesellschaft oder eine soziale Grup-
pe kennzeichnen“. Der Begriff schließt also nicht nur „Kunst und Literatur ein, sondern auch Lebensformen, die Grundrechte des 
Menschen, Wertsysteme, Traditionen und Glaubensrichtungen“ (UNESCO 1982: 1). In diesem weiten Sinne kann Kultur mithin 
verstanden werden als „eine Struktur, die alles gesellschaftliche Geschehen immer schon in eine Sinnform einbettet, die Sprache 
und Normen ebenso erfasst wie Praktiken und Gewohnheiten. Kultur ist […] gewissermaßen unvermeidlich“ (Nassehi 2018: 75). 
Danach leben wir alle – bewusst oder unbewusst – in einer oder mehreren Kulturen. Entsprechend versteht dieser Policy Brief 
Integrationsmaßnahmen als Versuche der Vermittlung kultureller Werte, die sich sowohl auf die politische und rechtliche Ordnung 
in Deutschland beziehen können als auch auf Verhaltensnormen und Gepflogenheiten. 


3	 Der Begriff „Flüchtling“ bezeichnet in dieser Studie allgemein Menschen, die nach Deutschland geflohen sind. Da die Nachsilbe 
„-ling“ u. a. mit Hilfsbedürftigkeit assoziiert wird, wurden in letzter Zeit oft alternative Begriffe verwendet, besonders „Ge-
flüchtete“, aber auch „Schutzsuchende“ oder „Newcomer“. Wörter, die auf „-ling“ enden, haben aber nicht automatisch einen 
negativen Beiklang (z. B. „Liebling“). Verschiedene Analysen deuten darauf hin, dass im deutschsprachigen Raum weiterhin 
überwiegend „Flüchtling“ als neutrale Bezeichnung genutzt wird (vgl. hierzu z. B. Stefanowitsch 2015; Jünemann 2017; Kothen 
2016). Welchen Begriff geflüchtete Menschen selbst für angemessen halten, wurde bisher nicht empirisch untersucht.


4	 2015 und 2016 kamen vor allem Asylsuchende aus Syrien, Afghanistan und dem Irak über die östliche Mittelmeerroute und die 
Balkanroute nach Europa. Inzwischen kommen auf der zentralen und der westlichen Mittelmeerroute über Italien und Spanien 
mehr Asylsuchende aus Ländern des subsaharischen Afrikas. Gründe für den rapiden Anstieg in den Jahren 2015 und 2016 sind 
die andauernden Kriege in Syrien und dem Irak, Konflikte in Ostafrika und weitere Krisen, aber auch demografische Entwicklun-
gen, Klimawandel und Armut.


5	 Bei den Menschen aus den acht wichtigsten außereuropäischen Herkunftsländern von Asylsuchenden ist z. B. die Beschäfti-
gungsquote seit Mitte 2016 stetig gestiegen und lag im Dezember 2018 bei 32,4 Prozent (IAB 2019b: 1). Für einen Überblick zur 
Integration der Flüchtlinge s. SVR 2019: 157–176.
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bereich 2017: 12–14). Erhoben wurden meist die 


Einstellungen zu Flüchtlingen (Bertelsmann Stiftung 


2017; Zick/Küpper/Krause 2016; Eisnecker/Schupp 


2016; SVR-Forschungsbereich 2018). Die zentralen 


Akteurinnen und Akteure – die Flüchtlinge selbst – 


wurden im öffentlichen wie auch im wissenschaft-


lichen Diskurs nur sehr selten nach ihren Ansichten 


gefragt oder erhielten anderweitig Gelegenheit, ihre 


Meinung zum laufenden Wertediskurs in Deutschland 


öffentlichkeitswirksam darzulegen.10 Welche kultu-


rellen Unterschiede sehen sie selbst zwischen ihren 


Herkunftsländern und Deutschland? Fallen ihnen 


möglicherweise Gegensätze auf, die die Aufnahme-


gesellschaft kaum bemerkt? Solche Fragen sind für 


Deutschland bisher wenig erforscht (vgl. Brücker/


Rother/Schupp 2016; Kohlbacher et al. 2017). Hier 


setzt der vorliegende Policy Brief an: Er untersucht, 


welche kulturellen Hürden die Flüchtlinge selbst in 


Deutschland sehen. Dabei bestätigen sich zahlreiche 


der Potenziale und Probleme, die in früheren Studien 


bereits skizziert wurden.11


oder Flüchtlinge, über die die Medien ausführlich be-


richtet haben. Besonders nach den Ereignissen der 


Kölner Silvesternacht 2015/16 haben sich die medi-


alen und politischen Diskurse vom Tenor einer Will-


kommenskultur gegenüber Flüchtlingen zunehmend 


entfernt (vgl. Haller 2017).6 Eine zentrale Frage war 


dabei, ob die kulturellen Werte bestimmter Flücht-


lingsgruppen mit der ‚deutschen‘ Kultur überhaupt 


vereinbar seien. Das bezog sich vor allem auf Men-


schen aus überwiegend muslimischen Ländern.7 Da-


bei wurde meist unterstellt, dass diese Menschen und 


die Aufnahmegesellschaft grundsätzlich gegenläufige 


Ansichten haben, ganz besonders zur Gleichberechti-


gung von Männern und Frauen.8 


Die öffentlichen Diskurse zu einem vermeintlichen 


Wertekonflikt zwischen Flüchtlingen und Aufnahme-


bevölkerung wurden in erster Linie durch Medien


beiträge geprägt und durch die Äußerungen ein-


zelner Politikerinnen und Politiker.9 Aber auch in 


vielen wissenschaftlichen Beiträgen fehlte häufig 


eine bestimmte Perspektive, nämlich die der ge-


flüchteten Menschen selbst (vgl. SVR-Forschungs-


6	 Allerdings wurde auch vor dem starken Zuzug von Flüchtlingen schon mehr über Zuwanderung und Kultur diskutiert. So protes-
tierte z. B. die sog. Bewegung Patriotische Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes (PEGIDA) ab 2014 öffentlichkeits-
wirksam gegen den Islam. Medienanalysen kommen aber übereinstimmend zu dem Ergebnis, dass besonders der öffentliche 
Diskurs über die Ereignisse von Köln als Aufhänger für eine „Neuausrichtung der Flüchtlingsdebatte“ gedient hat. Darin spielen 
nun kulturelle Unterschiede eine große Rolle, und Sexismus bzw. sexualisierte Gewalt wird mit einer vermeintlichen Kultur der 
Flüchtlinge in Verbindung gebracht (vgl. Drüeke 2016; Dürr et al. 2016).


7	 Manche Studien kommen zwar zu dem Ergebnis, dass sich die Wertvorstellungen von Zuwanderinnen und Zuwanderern aus 
mehrheitlich muslimisch geprägten Ländern von denen der Menschen in westlichen Aufnahmeländern unterscheiden. Solche 
Unterschiede beziehen sich z. B. auf Religiosität, das Geschlechterverständnis oder sexuelle Normen. Sie sind jedoch nicht pau-
schal, einseitig oder gar unüberbrückbar (vgl. Inglehart/Norris 2009).


8	 Teilweise verliefen solche Debatten sehr zugespitzt und undifferenziert: Nicht selten wurde eine einheitliche Flüchtlingskultur 
unterstellt und diese einer (ebenfalls angenommenen) deutschen ‚Leitkultur‘ gegenübergestellt, um deutlich zu machen, dass 
die beiden unvereinbar seien und die Kluft dazwischen unüberbrückbar (vgl. Achour 2016: 131–148). Darüber geriet zum Teil in 
Vergessenheit, dass es eine Einheitskultur der Flüchtlinge ebenso wenig gibt wie eine allumfassende ‚deutsche‘ Einheitskultur, 
die von der vielfältigen Bevölkerung Deutschlands allgemein akzeptiert wäre.


9	 Ein prominentes Beispiel dafür waren etwa die zehn Thesen zur ‚Leitkultur‘ des ehemaligen Bundesinnenministers Thomas de 
Maizière (CDU), die im Jahr 2017 starke Kritik auslösten (s. z. B. Blienert/Schröder 2018). Der Autor ging mit diesen Thesen be-
wusst über formale Rechtsnormen hinaus, bezeichnete sie jedoch ausdrücklich als ungeschriebene Regeln des Zusammenlebens, 
die entsprechend nicht vorgeschrieben werden könnten.


10	 Die seltene Befragung von Geflüchteten hängt auch damit zusammen, dass entsprechende Erhebungen methodisch sehr an-
spruchsvoll sind (vgl. hierzu Haug/Lochner/Huber 2017).


11	 Die wenigen Studien zu Wertehaltungen und Einstellungen von Flüchtlingen (vgl. Brücker/Rother/Schupp 2016; Kohlbacher 
et al. 2017) bieten im Moment noch keine hinreichend gesicherten Befunde, um kulturspezifische Wertunterschiede einzu-
schätzen. Die psychologische Akkulturationsforschung belegt jedoch: Für Zuwanderer und Zuwanderinnen allgemein ist es eine 
Herausforderung, die unterschiedlichen kulturellen Bezüge, mit denen sie in ihrem Alltag konfrontiert sind, in die eigene Iden-
tität aufzunehmen. Akkulturation kann deshalb in verschiedener Weise verlaufen: Kulturelle Einstellungen können weitgehend 
übernommen, sie können aber auch abgelehnt werden (vgl. Berry 1997). Interviewstudien zeigen überdies, dass kulturelle Un-
terschiede sich nicht auf einige wenige Themen beschränken (etwa das Zusammenleben von Männern und Frauen) (vgl. SVR-For-
schungsbereich 2017; Brücker/Kunert et al. 2016; Schöpf 2017). Vielmehr gibt es zahlreiche Aspekte des täglichen Lebens, die 
den Zugewanderten Adaption abverlangen, etwa das Zusammenleben von Familien, der Umgang der Generationen miteinander 
und das soziale Miteinander im öffentlichen Raum.
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Bundespolitik zusammensetzt.14 Um der Zielgruppe 


der Integrationskurse gerecht zu werden, wurde bei-


spielsweise für den Sprachkurs eingangs gezielt er-


mittelt, welche sprachlichen Kenntnisse die Teilneh-


menden, also zugewanderte Menschen benötigen 


(Buhlmann et al. 2016: 15). Im Orientierungskurs 


werden vor allem politische, rechtliche und gesell-


schaftliche Kenntnisse vermittelt. Es ist unklar, inwie-


weit das BAMF bei der Entwicklung des Lehrplans 


für den Orientierungskurs ähnlich systematisch die 


Bedarfe erhebt, z. B. durch Befragungen oder Rück-


kopplung mit den Ergebnissen der IAB-BAMF-SOEP-


Befragung von Geflüchteten.15 Darüber hinaus sucht 


das BAMF den Kontakt zu einschlägigen Interessen-


gruppen – etwa den zahlreichen Migrantenorgani


sationen16 in Deutschland. Damit will es seine Ange-


bote der Wertevermittlung weiter verbessern.17 


Der erweiterte Orientierungskurs soll unter an-


derem den Teilnehmerinnen und Teilnehmern ein 


positives Bild vom deutschen Staat vermitteln.18 Die 


Erhöhung des Umfangs von 60 auf 100 Unterrichts-


einheiten (Info-Box  1) soll außerdem ermöglichen, 


dass die Bedeutung der Verfassungsprinzipien und der 


Grundrechte stärker hervorgehoben wird.19 Wissen 


In politischen Kreisen wurde nach 2015 häufiger 


die Auffassung vertreten, die Flüchtlingszuwanderung 


habe dazu geführt, dass kulturelle Unterschiede zwi-


schen Zugewanderten und der Aufnahmegesellschaft 


stärker wahrgenommen werden. Und es wurde ange-


nommen, der Staat könne diesen Unterschieden damit 


begegnen, dass er den Zugewanderten die ,hiesigen‘ 


Werte stärker vermittelt.12 In zentralen staatlichen 


Integrationsmaßnahmen wird seitdem mehr Gewicht 


auf Werte und ihre Vermittlung gelegt, die bis dahin 


eher eine untergeordnete Rolle spielten.13 Konkret 


geht es dabei vor allem um die Rechtsnormen des 


Grundgesetzes. Daneben sollen aber auch bestimmte 


‚deutsche‘ Verhaltensnormen vermittelt werden, die 


nicht gesetzlich verbrieft sind (vgl. hierzu ausführlich 


SVR 2017: 159; SVR 2019: 176). 


Die staatlichen Integrationskurse bestehen aus 


einem Sprach- und einem Orientierungskurs (Info-


Box 1). Für ihre Inhalte und die formale Ausgestal-


tung ist das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 


(BAMF) verantwortlich. Die Integrationskurse werden 


in Abstimmung mit einer Bewertungskommission 


entwickelt, die sich u. a. aus Vertreterinnen und Ver-


tretern aus Praxis, Wissenschaft sowie Landes- und 


12	 Dass im erstarkten Wertediskurs die Stimmen der Flüchtlinge hierzu fehlten, begünstigte nicht zuletzt die Positionen – und die 
Wahlergebnisse – rechtspopulistischer Parteien, die sich im Zuge der sog. Flüchtlingskrise einer (unterstellten) Kultur der Flücht-
linge immer vehementer entgegenstellten (vgl. hierzu Lengfeld/Dilger 2018: 194). Sie verwiesen dabei auf Ereignisse wie die 
Übergriffe in der Kölner Silvesternacht und forderten, die Flüchtlinge müssten ihr Verhalten einer deutschen ‚Leitkultur‘ anpassen. 
In diesem Zusammenhang wurden nicht nur die Inhalte des Grundgesetzes bemüht, sondern auch die Vorstellung eines in sich ge-
schlossenen christlichen Abendlands. Damit wurde Deutschlands vermeintlicher Wertekonsens von den (angenommenen) Werte-
haltungen der Flüchtlinge abgegrenzt, die vorwiegend aus muslimisch geprägten Ländern stammen (vgl. Achour 2016: 135–136).


13	 Die Vermittlung kultureller Werte spielte im Vergleich zu Spracherwerb und Arbeitsmarktintegration lange eher eine Nebenrolle 
(vgl. SVR 2019: 176). 


14	 In den Konzepten werden Grundstrukturen und konkrete Kursinhalte festgelegt. Die Bewertungskommission ist außerdem dafür 
zuständig, die Lehrpläne sowie die Lehr- und Lernmittel weiterzuentwickeln, die Abschlusstests zu bewerten, Verfahren der 
Qualitätskontrolle zu bilden und die Konzepte von Spezialkursen weiterzuentwickeln (§ 21 IntV).


15	 Allerdings ist die Teilnehmergruppe hier sehr uneinheitlich, deshalb wären solche Bedarfsanalysen noch anspruchsvoller und zeit-
aufwendiger als die auch schon komplexe Erfassung ihrer sprachlichen Lernbedürfnisse. Zugleich birgt es aber gewisse Gefahren, 
wenn Integrationsbedarfe in erster Linie nach den Annahmen und Vorstellungen der Aufnahmegesellschaft eingeschätzt und die 
tatsächlichen Bedürfnisse der Zielgruppe(n) nur punktuell berücksichtigt werden (vgl. z. B. Banulescu-Bogdan/Benton 2017: 24). 


16	 Der SVR-Forschungsbereich untersucht in einem laufenden Projekt die zunehmende Bedeutung von Migrantenorganisationen, 
u. a. auch mit Blick auf die Integrationsförderung in Deutschland. Die Ergebnisse werden Ende 2020 veröffentlicht. Das For-
schungsprojekt wird vom Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat gefördert.


17	 Ebenso sinnvoll ist in diesem Zusammenhang, dass das BAMF die Integrationskurse gründlicher evaluiert. Dabei wird ein beson-
derer Schwerpunkt auf die Gruppe der Geflüchteten gelegt und es wird versucht, die Wirkung der Wertevermittlung zu untersu-
chen (vgl. BAMF 2019c; s. hierzu auch Kap. 2).


18	 Entsprechend enthält der Lehrplan auch gefühlsbezogene Elemente, die darauf abzielen, dass Demokratie und die Inhalte des 
Grundgesetzes befürwortet und unterstützt werden (BAMF 2017: 7–8). Solche Elemente bergen die Gefahr, dass die Vermittlung 
zu stark eine bestimmte Haltung einfordert. Um dem entgegenzuwirken, berücksichtigt die Vermittlung die Grundprinzipien 
politischer Bildung, konkret: das sog. Kontroversitätsgebot, das Überwältigungsverbot und das Aufzeigen politischer Handlungs-


Warum ist kulturelle Integration (plötzlich so) wichtig – und wie wird sie staatlich gefördert? 
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Info-Box 1  Maßnahmen kultureller Integration gewinnen an Bedeutung


Mit dem Integrationsgesetz von 2016 wurde innerhalb der Integrationskurse der Orientierungskurs – 


das zentrale Instrument staatlicher Wertevermittlung – von 60 auf 100 Unterrichtseinheiten (UE) erwei-


tert (vgl. SVR 2017: 156–163).20 Damit ist der Orientierungskurs zwar deutlich umfangreicher geworden, 


steht aber nach wie vor im Schatten des Sprachkurses mit 600 UE. Dennoch ist er das Kernstück eines 


„Mehrebenenansatzes“, den das BAMF für Integration und die Vermittlung kultureller Werte entwickelt 


hat.21 Der Ansatz unterscheidet zwischen formellen Vermittlungswegen (z. B. den oben beschriebenen 


Integrationskursen oder der Migrationsberatung), informellen Vermittlungswegen (z. B. Begegnungs-


projekten) sowie Informationsmaterialien und ergänzenden Formaten (z. B. Apps).22 Speziell für die 


Gruppe der Asylsuchenden gilt nach wie vor, dass nicht alle den gleichen Zugang zu den verschiede-


nen Integrationsangeboten haben: Nur Asylsuchende mit einer guten Bleibeperspektive23 oder sog. 


arbeitsmarktnahe Asylsuchende24 dürfen beispielsweise einen der vom Bund verantworteten Integ-


rationskurse besuchen; alle anderen Asylsuchenden sind von den Kursen ausgeschlossen und dürfen 


damit auch nicht an Orientierungskursen teilnehmen. Für diese Gruppe wurden allerdings 2017 Erstori-


entierungskurse eingeführt. Diese Kurse umfassen 300 Unterrichtseinheiten; sie sollen Asylsuchenden 


mit unklarer Bleibeperspektive schon während des laufenden Asylverfahrens Einblick in das Leben in 


Deutschland geben und ihnen dabei erste Deutschkenntnisse vermitteln (vgl. BAMF 2016). Im März 


2016 wurde den Kursen ein neues Modul „Werte und Zusammenleben“ hinzugefügt. Dies wurde mit 


der „Notwendigkeit“ begründet, „Zugewanderten neben Kenntnissen zur Bewältigung des Alltags auch 


so früh wie möglich die in unserem Land geltenden Werte und Normen zu vermitteln“ (BayStMAS/


BAMF 2017). Dieses Modul wurde auch in die Erstorientierungskurse für Asylbewerberinnen und Asyl-


bewerber mit unklarer Bleibeperspektive übernommen und zudem als Pflichtmodul festgelegt – als 


einziges der insgesamt elf Module.


möglichkeiten. Diese Prinzipien gehen zurück auf den Beutelsbacher Konsens von 1976 (s. Sutor 2002; Sander 2009). Ob es 
realistisch ist, bestimmte Verhaltensweisen zu fördern, lässt sich allerdings kaum überprüfen. Denn dazu müsste in konkreten 
Handlungssituationen beobachtet werden, inwieweit die Kursteilnehmenden die betreffenden Werte verinnerlicht haben.


19	 Konkret geht es hierbei um Wissen über deutsche Rechtsnormen – vor allem die Achtung des Grundgesetzes – und die Rolle der 
Demokratie vor dem Hintergrund des deutschen Nationalsozialismus. Darüber hinaus werden auch religiöse Toleranz, die Gleich-
berechtigung von Mann und Frau und ein moderner Familienbegriff als ‚deutsche‘ Einstellungen behandelt. 


20	 Eine UE entspricht 45 Minuten.
21	 Darüber hinaus gibt es auf Landes- und Kommunalebene viele staatliche wie auch zivilgesellschaftliche Initiativen, die ebenfalls 


der Wertevermittlung dienen. Diese können hier jedoch nicht berücksichtigt werden.
22	 Für eine Beschreibung der Angebotsstruktur s. SVR 2017: 156–163. Eine Übersicht über die inhaltliche Ausgestaltung zentraler 


Kursangebote findet sich in SVR 2019: 176–185.
23	 Welche Rechte Schutzsuchenden in Deutschland zustehen, entscheidet sich nach ihrer jeweiligen sog. Bleibeperspektive: Es gibt 


die Kategorien ‚gute‘, ‚unklare‘ und ‚geringe‘ Bleibeperspektive mit jeweils abgestuften Rechten. Die Einordnung erfolgt auf der 
Grundlage des Herkunftslands. Welche Länder eine ‚gute‘ Bleibeperspektive haben, wird vom BAMF halbjährlich festgelegt. Das 
sind Länder, aus denen eine „erhebliche“ Zahl von Staatsangehörigen einen Asylantrag stellt und bei denen die Anerkennungs-
quote über 50 Prozent liegt. Seit dem 01.08.2019 gilt dies nur noch für Syrien und Eritrea. Schutzsuchende aus sog. sicheren 
Herkunftsstaaten haben demgegenüber eine ‚geringe‘ Bleibeperspektive. Alle anderen Herkunftsländer fallen in die mittlere 
Kategorie. Für Menschen mit ‚guter‘ Bleibeperspektive wurden mehr Teilhabemöglichkeiten geschaffen, beispielsweise haben 
sie nun schon während des Asylverfahrens Zugang zu den Integrationskursen. Personen mit ‚geringer‘ Bleibeperspektive – also 
jene aus sicheren Herkunftsstaaten – sind davon hingegen grundsätzlich ausgeschlossen. Durch zahlreiche sonderrechtliche Be-
stimmungen wurden ihre Rechte in vielen Rechtsgebieten deutlich eingeschränkt.


24	 Diese Neuregelung von 2019 betrifft Asylsuchende, die vor dem 01.08.2019 nach Deutschland eingereist sind, sich seit mindestens 
drei Monaten gestattet in Deutschland aufhalten und nicht aus einem sicheren Herkunftsstaat stammen; sie müssen außerdem ar-
beitslos, ausbildungsplatz- oder arbeitssuchend gemeldet sein, sich in einer betrieblichen Berufsausbildung oder einer ausbildungs-
vorbereitenden Phase befinden oder an einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme oder Einstiegsqualifizierung teilnehmen.
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Wo liegen die Grenzen von Maßnahmen kultureller Integration?


welche Normen und Werte in Deutschland ‚gängig‘ 


sind. Sie können aber nicht aktiv steuern, ob die 


Teilnehmerinnen und Teilnehmer deren Geltungs-


anspruch anerkennen, selbst berechtigt finden und 


anstreben.25 Denn die Anerkennung und Verinner-


lichung ist keine reine Wissensfrage, sondern eine 


Frage gelebter Alltagserfahrung. Eine reine Wertever-


mittlung ‚von oben‘ verspricht daher wenig Erfolg, 


besonders wenn die Zuwanderinnen und Zuwanderer 


die Inhalte kaum mitbestimmen können (vgl. hier-


zu Banulescu-Bogdan/Benton 2017: 24). Eine echte 


Übernahme von Werten setzt außerdem voraus, dass 


die betreffenden Personen darüber nachdenken und 


eigenständig entscheiden. 


Zugleich unternehmen Zuwanderungsländer zu 


Recht Anstrengungen, die kulturelle Integration zu för-


dern. Die neu angepassten Integrationsmaßnahmen 


des Bundes müssen vor dem Hintergrund betrachtet 


werden, dass in den letzten Jahren mehr Menschen 


zugezogen sind und sich die Zusammensetzung die-


ser Gruppe verändert hat. Damit sind zugleich die 


gesellschaftlichen und politischen Erwartungen im 


Bereich der Wertevermittlung gestiegen. Den neu Zu-


gewanderten soll über verschiedene Formate – z. B. 


Kurse und Begegnungsprojekte – die ‚deutsche‘ Kultur 


stärker nahegebracht werden. Integrationspolitik zielt 


daher nicht darauf, einfach ‚deutsche‘ Wertvorstel-


lungen weiterzugeben. Vielmehr soll sie bestimmte 


Einstellungen fördern, damit die Menschen langfris-


tig auch tatsächlich in einer Weise handeln, die vor 


allem den deutschen Rechtsnormen entspricht, z. B. 


den Inhalten des Grundgesetzes. Diese Einstellungen 


sollen nicht nur als Gesinnung übernommen werden. 


Integrationsmaßnahmen können Wissen über Werte 


und Normen vermitteln und damit günstige Voraus-


setzungen schaffen; dass diese Werte auch übernom-


men werden, können sie jedoch nicht garantieren. 


Ganz davon abgesehen bestimmen Lehrinhalte, 


die innerlich akzeptiert werden, nicht zwangsläufig 


auch das konkrete Handeln. So weiß man aus der 


psychologischen Einstellungsforschung, dass erklärte 


Werte und tatsächliches Verhalten bei Weitem nicht 


über rechtliche, geschichtliche und gesellschaftliche 


Zusammenhänge in Deutschland soll dabei so ver-


mittelt werden, dass es bei den Kursteilnehmenden 


ein Verhalten anregt, das mit den deutschen Grund-


rechten im Einklang steht (Buhlmann et al. 2016: 14). 


Der Ansatz macht deutlich: Gerade bei den ‚neu-


en‘ Kursteilnehmenden wird davon ausgegangen, 


dass sich ihre Einstellungen zu Staatsordnung, Grund- 


und Menschenrechten wie auch ihr Verhalten in an-


deren Bereichen möglicherweise vom Status quo in 


Deutschland unterscheiden. Das ist nicht unproble-


matisch. Denn Annahmen über Unterschiede in den 


Wertvorstellungen beruhen oft in erster Linie auf den 


prekären Gegebenheiten in den Herkunftsländern – 


obwohl die Flüchtlinge sich ja genau diesen Umstän-


den aktiv und zum Teil unter großen Gefahren entzo-


gen haben. Zugleich ist die Gruppe der Flüchtlinge 


sehr uneinheitlich und ihre Zusammensetzung wan-


delt sich ständig. Darum muss regelmäßig geprüft 


werden, ob die Schwerpunkte, die in den Maßnah-


men kultureller Integration gesetzt werden, den 


Bedürfnissen der Kursteilnehmenden tatsächlich 


entsprechen.


2 Wo liegen die Grenzen von 


Maßnahmen kultureller Integration?


Viele Einwanderungsländer, in denen Pluralismus 


rechtlich verbrieft ist, fordern von Zugewanderten 


grundsätzlich nicht, dass sie ihre kulturellen Gewohn-


heiten aufgeben. Assimilation – also die vollständige 


Anpassung an die Gepflogenheiten des Aufnahme-


lands – ist möglich, sofern die Zugewanderten selbst 


dies wünschen. Sie wird ihnen aber nicht abverlangt, 


weil das dem Integrationsverständnis und dem Selbst-


verständnis pluraler Rechtsstaaten widerspricht. Dass 


Zugewanderte sich an das geltende Recht halten 


müssen, ist hingegen selbstverständlich. 


Es gilt realistische Erwartungen daran zu hegen, 


was Maßnahmen zur kulturellen Integration bewir-


ken: Sie können zwar Wissen darüber vermitteln, 


25	 Solche Anerkennungsprozesse werden nicht nur durch Kurse beeinflusst, sondern vor allem durch die Alltagspraxis, die sich von 
den gelehrten Werten ggf. unterscheidet. 
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sich solche Aushandlungen allein in Integrationsan-


geboten vollziehen. 


Was von Maßnahmen kultureller Integration 


erwartet werden kann, ist also nicht nur dadurch 


eingeschränkt, was sie überhaupt leisten können, 


sondern auch durch ihre Grenzen in einem liberalen 


Rechtsstaat.29 


3 Welche kulturellen Unterschiede  


nehmen Flüchtlinge selbst wahr – und 


wie gehen sie damit um? 


Unabhängig von der oben umrissenen Diskussion 


stellt sich die Frage, ob bzw. in welchem Maß sich die 


jüngst nach Deutschland eingewanderten Flüchtlinge 


in ihren Einstellungen überhaupt von der hiesigen 


Bevölkerung unterscheiden. Dieser Frage geht der 


SVR-Forschungsbereich in der vorliegenden Studie 


nach. Sie basiert auf Angaben von 369 Flüchtlingen, 


die im Rahmen des SVR-Integrationsbarometers 2018 


befragt wurden. Die Fragen dafür wurden nach Er-


kenntnissen aus einer qualitativen Studie entwickelt, 


die der SVR-Forschungsbereich in Zusammenarbeit 


mit der Robert Bosch Stiftung zwischen April 2016 


und März 2017 durchgeführt hatte (vgl. SVR-For-


schungsbereich 2017). Hier wurden Geflüchtete zu 


ihrer eigenen Sicht auf ihr Ankommen und ihre Inte-


gration in Deutschland befragt.30 In diesem Rahmen 


ging es auch darum, inwieweit die Flüchtlinge 


so eng beieinanderliegen, wie häufig angenommen 


wird (vgl. z. B. Frey/Graupmann/Fladerer 2015: 307–


319; Fishbein/Ajzen 1975). Tatsächlich sind die Men-


schen sich häufig gar nicht bewusst, welche Werte ihr 


Handeln leiten. So können sie Rechts- oder Verhal-


tensnormen und die Werte, auf denen sie beruhen, 


zwar anerkennen, sie aber trotzdem nicht befolgen. 


Zudem ist der Kulturbegriff inhaltlich sehr breit.26 


Dadurch befasst sich der hiesige Integrationsdiskurs 


immer wieder mit der Frage, was genau zu kultu-


reller Integration gehört oder wohin sie überhaupt 


führen soll. Kulturelle Integration kann so verstan-


den werden, dass nur die formalen Rechtsnormen 


übernommen werden müssen.27 Sie kann aber auch 


eher informelle Verhaltensnormen und Alltagsregeln 


einschließen, etwa bestimmte Formen der Kinderer-


ziehung, der Begrüßung oder der Bekleidung. Solche 


Regeln werden zwar in der Integrationspolitik oft als 


‚gängig‘ bezeichnet, sie können aber nicht eingefor-


dert werden. Denn es ist in freiheitlichen Gesellschaf-


ten unzulässig, über die Gesetzgebung hinaus eine 


kulturelle Anpassung erzwingen zu wollen.28 Staatli-


che Integrationsmaßnahmen müssen diese Grenzen 


berücksichtigen. Und wie eine Analyse der Curricu-


la und Lehrwerke für den Orientierungskurs gezeigt 


hat, tun sie dies auch weitgehend (SVR 2019: 176). 


Im Übrigen ist es nicht per se problematisch oder zu 


beanstanden, wenn gesellschaftlich darüber disku-


tiert wird, wie man in Deutschland zusammenleben 


möchte. Allerdings wäre es verfehlt zu glauben, dass 


26	 Vgl. Fußnote 2.
27	 Im deutschen Kontext sind das z. B. die Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit, die Inhalte des Grundgesetzes und die des Strafrechts.
28	 Eine deutsche ‚Leitkultur‘ im allgemeinen Verständnis setzt sich vor allem auch mit (nicht gesetzlich festgelegten) Verhaltens-


normen und Alltagsregeln auseinander und erwartet ggf., dass diese übernommen werden. Dabei ist häufig unklar, welche 
Werte und Normen gemeint sind und wie verbindlich sie für die deutsche Gesellschaft überhaupt formuliert werden können. 
Wertunterschiede bestehen nicht per se zwischen Zuwanderinnen und Zuwanderern einerseits und der Aufnahmegesellschaft 
andererseits. Denn auch die Aufnahmegesellschaft ist keineswegs einheitlich, vielmehr vereinigt sie in sich sehr unterschiedliche 
Lebensweisen mit einer großen Bandbreite von Wertvorstellungen (vgl. hierzu ausführlich SVR 2019: 177).


29	 Fürsprecher und Fürsprecherinnen einer ‚Leitkultur‘, die über Rechtsnormen hinausgeht, verfangen sich bisweilen in Widersprü-
chen zwischen der verkündeten ‚Leitkultur‘ und der Berufung auf Deutschlands liberales Wertefundament (Benoit/El-Menouar/
Helbling 2018: 9). So widerspricht die Forderung, Geflüchtete sollten sich der sog. christlich-abendländischen Leitkultur anpassen, 
der in Deutschland geltenden Religionsfreiheit.


30	 Um den individuellen Perspektiven von Flüchtlingen möglichst viel Raum zu geben, verfolgte das Projekt einen qualitativen An-
satz: Statt einer Erhebung mit einem inhaltlich vorstrukturierten Fragebogen wurden ausführliche Einzelinterviews geführt und 
anschließend inhaltsanalytisch ausgewertet. Die methodische Besonderheit dieser Interviews lag in ihrer offenen Herangehens-
weise: Zu Beginn der Gespräche erhielten die Befragten erst einmal viel Raum, um über ihre Erfahrungen in Deutschland frei zu 
berichten und dabei selbst zu entscheiden, worüber sie reden wollten. Dadurch sollten sie selbst ausführlich zu Wort kommen 
und die Aspekte ihrer Lebenslagen ansprechen können, die ihnen wirklich wichtig sind. Erst im weiteren Gesprächsverlauf wur-
den anhand eines Interviewleitfadens bestimmte Themen vertieft (vgl. SVR-Forschungsbereich 2017: 14).
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durchaus mehrdeutig: Sie können positiv beurteilt 


werden, z. B. wenn sie ein Grund für die Flucht wa-


ren (etwa bei Angehörigen von Minderheiten), wenn 


Menschen also genau deshalb aus ihrem Heimatland 


geflohen sind. Sie können aber auch als problema-


tisch empfunden werden, weil sie zu den eigenen 


Werten im Widerspruch stehen. Daher ist es auch 


wichtig zu ermitteln, wie leicht oder schwer es den 


betreffenden Personen individuell fällt, mit den je-


weiligen Unterschieden umzugehen. Im Verlauf der 


qualitativen Studie war der Eindruck entstanden, 


dass die Geflüchteten mit den wahrgenommenen 


Unterschieden mal besser, mal schlechter umgehen 


können. Darum wurde für die quantitative Befragung 


im Rahmen des SVR-Integrationsbarometers ein drei-


schrittiges Verfahren entworfen: Ausgewählt wurden 


Themen, die die Flüchtlinge in der qualitativen Stu-


die selbst angesprochen hatten, z. B. Gleichberech-


Kontakt zur Bevölkerung in Deutschland haben und 


wie sie das gesellschaftliche Zusammenleben hier 


im Vergleich zum Herkunftsland wahrnehmen (vgl. 


SVR-Forschungsbereich 2017: 14). Darüber ließen 


sich verschiedene Bereiche ausmachen, in denen die 


Flüchtlinge Unterschiede zwischen Deutschland und 


ihrem Herkunftsland feststellen. In diesem Policy 


Brief werden folgende Aspekte genauer betrachtet:


	 die gesetzliche Gleichbehandlung unabhängig von 


Herkunft, Religion oder Lebensweise


	 der Umgang mit kulturellen und religiösen Minder-


heiten


	 die Gleichberechtigung von Mann und Frau


	 der Umgang mit Homosexualität


	 die Bedeutung und Rolle der Familie


	 der Umgang mit älteren Menschen


Die Wahrnehmung von Unterschieden ist dabei 


31	 Die Erhebungsmethodik beschreibt der Methodenbericht zum SVR-Integrationsbarometer 2018: www.svr-migration.de/publika-
tionen/IB2018/, 20.08.2019.


Info-Box 2  Methodische Anmerkungen zum SVR-Integrationsbarometer 


Für das SVR-Integrationsbarometer 2018 wurden in der Zeit zwischen Juli 2017 und Januar 2018 


369 Flüchtlinge befragt.31 Die Befragung erfolgte telefonisch. Dabei wurden hauptsächlich sog. Ausland-


starifnummern verwendet, das sind Rufnummern von Mobilfunkanbietern, die auf günstige Tarife für 


Auslandstelefonie spezialisiert sind. In Anlehnung an die IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten 


(vgl. Brücker/Rother/Schupp 2016) – der bisher größten Erhebung unter Flüchtlingen – wurden hier nur 


Personen interviewt, die die folgenden Kriterien erfüllten: 


	 2014 oder später nach Deutschland eingereist


	 Antrag auf Asyl eingereicht (oder in Planung)


	 Herkunftsland: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Eritrea, Irak, Iran, Nigeria, Pakistan, Somalia, Syrien 


oder Tunesien 


Die Stichprobe ist also nicht repräsentativ für alle Flüchtlinge in Deutschland. Sie spiegelt aber die wich-


tigsten Herkunftsländer von Asylsuchenden wider, somit kann sie das Gros der seit 2014 eingetroffenen 


Flüchtlinge abbilden. Die drei häufigsten Herkunftsländer in der Stichprobe sind Syrien (136 Personen 


oder 37 %), Afghanistan (100 Personen oder 27 %) und Irak (32 Personen oder 9 %). Wie ein Vergleich 


mit der Stichprobe der IAB-BAMF-SOEP-Befragung zeigt, sind sich die Befragten im Hinblick auf zent-


rale Merkmale (z. B. Geschlecht oder Alter) sehr ähnlich: Abweichungen liegen meist im einstelligen 


Prozentbereich. Insgesamt ist die Stichprobe der Flüchtlinge im SVR-Integrationsbarometer groß genug 


für verlässliche Auswertungen. Für eine weitergehende Aufschlüsselung (z. B. nach Herkunftsländern, 


Geschlecht oder Bildungsniveau) ist die Zahl der Befragten allerdings zu niedrig. 


Welche kulturellen Unterschiede nehmen Flüchtlinge selbst wahr – und wie gehen sie damit um? 



https://www.svr-migration.de/publikationen/IB2018/

https://www.svr-migration.de/publikationen/IB2018/
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Die Befragung zeigt: Flüchtlinge sehen kulturel-


le Unterschiede zwischen Deutschland und ihren je-


weiligen Herkunftsländern sowohl bei individuellen 


Rechten und Freiheiten als auch im Umgang mit Viel-


falt und bei den Formen des Zusammenlebens. Eine 


Reihe von Themen, bei denen sie solche Unterschie-


de wahrnehmen, werden in zentralen Angeboten 


kultureller Integration – z. B. im Orientierungskurs  – 


schon behandelt und sind in den entsprechenden 


Lehrplänen berücksichtigt. Dazu gehört vor allem 


die Wertschätzung rechtsstaatlicher Strukturen, aber 


auch Fragen des sozialen Miteinanders, etwa von 


Männern und Frauen (vgl. SVR 2019: 181). Auf diese 


tigung. Zunächst wurde gefragt, wie die Menschen 


im Herkunftsland der Befragten zu dem betreffenden 


Thema stehen. Anschließend wurde die Frage bezo-


gen auf Deutschland wiederholt. Schließlich wurden 


diejenigen, die zwischen Deutschland und ihrem Her-


kunftsland einen Unterschied wahrnehmen, gefragt, 


wie leicht oder schwer es ihnen fällt, sich auf diesen 


Unterschied einzustellen (Abb. 1). Dabei war es un-


erheblich, wie groß oder klein die wahrgenommenen 


Unterschiede waren: Sobald die Befragten auch nur 


geringfügige Abweichungen zwischen Heimatland 


und Deutschland angaben, wurde der Umgang damit 


erfragt.


Abb. 1 �Methodisches Dreischrittverfahren


Anmerkung: Die dargestellten Anteile dienen nur der beispielhaften Veranschaulichung. Die Abweichung zwischen den Antwortkategorien „stimme 
voll und ganz zu“ und „stimme eher zu“ zählt ebenso als Unterschied wie die zwischen den Antwortkategorien „stimme voll und ganz zu“ und „stim-
me gar nicht zu“. Bei der Interpretation der Ergebnisse ist Folgendes zu berücksichtigen: Die Anzahl (bzw. der prozentuale Anteil) der Personen, die 
zwischen Heimatland und Deutschland einen Unterschied wahrnehmen, sagt für sich genommen noch nichts darüber aus, wie groß die Unterschiede 
aus der Perspektive der Befragten sind. Wichtiger als die Häufigkeit ist für den Integrationsfortschritt, wie leicht oder schwer es ihnen fällt, sich auf 
die wahrgenommenen Unterschiede einzustellen (Schritt 3). 


Quelle: SVR-Forschungsbereich


Wahrnehmung von kulturellen  


Unterschieden zwischen Deutschland 


und dem Herkunftsland


Umgang mit  


wahrgenommenen 


kulturellen Unterschieden


sehr leicht


eher leicht


eher schwer


sehr schwer


Schritt 1 Schritt 2 Schritt 3


Einschätzung der Befragten, 


wie wichtig bestimmte kultu


relle Werte den Menschen in 


ihrem Herkunftsland sind


Einschätzung der Befragten, 


wie wichtig diese Werte  


den Menschen in Deutschland 


sind


Wenn Befragte Unterschiede 


wahrnehmen: Einschätzung, 


wie leicht oder schwer es 


ihnen fällt, sich auf diese 


Unterschiede einzustellen


Unterschied


keine 
Unterschiede
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lung im Vergleich zum jeweiligen Herkunftsland of-


fensichtlich grundsätzlich positiv bewertet oder als 


fortschrittlich(er) gesehen. Das ist ein Umstand, auf 


den sich die Flüchtlinge i. d. R. leicht einstellen kön-


nen. Dieses Ergebnis steht im Einklang mit der bisheri-


gen Forschung, nach der Flüchtlinge Deutschland u. a. 


wegen seiner rechtsstaatlichen und demokratischen 


Strukturen wertschätzen (vgl. Brücker/Kunert et al. 


2016; Brücker/Rother et al. 2016: 1113; SVR-For-


schungsbereich 2016: 55). 


Fragt man nach den Einstellungen zur gesetzli-


chen Gleichbehandlung von Minderheiten, sind die 


Ergebnisse ähnlich (Abb. 3): Rund 94 Prozent der Be-


fragten sind der Meinung, dass es den Menschen 


in Deutschland wichtig ist, die Rechte von religi-


ösen und kulturellen Minderheiten zu achten. Gut 


78 Prozent meinen, das sei bei den Menschen im je-


weiligen Herkunftsland ähnlich. Von den 38 Prozent 


der Befragten, die hier Unterschiede wahrnehmen, 


sagt die große Mehrheit (rund 81 %), dass ihnen 


der Umgang mit diesen Unterschieden (eher) leicht-


fällt. Auch hier liegt die Interpretation nahe, dass die 


Idee von einem Leben in Vielfalt ansprechend wirkt. 


Dies ist sicher nicht zuletzt darin begründet, dass vie-


le Flüchtlinge selbst einer kulturellen oder religiösen 


Minderheit angehören und in ihren Herkunftsländern 


deshalb diskriminiert wurden. 


Flüchtlinge befürworten grundsätzlich die Gleich­
berechtigung von Mann und Frau
Kaum ein Aspekt hat bei der Weiterentwicklung von 


Integrationsmaßnahmen in den letzten Jahren stärker 


an Bedeutung gewonnen als die Gleichberechtigung 


von Mann und Frau. Und kaum ein anderer wurde 


öffentlich stärker diskutiert: Besonders nach den Vor-


fällen der Silvesternacht 2015/16 in Köln widmeten 


Politikerinnen und Politiker aller Parteien diesem 


Thema viel Aufmerksamkeit. Allerdings machten sich 


auch populistische Parteien das Thema zunutze und 


Themen geht Kap. 3.1 ein. Darüber hinaus nehmen 


Geflüchtete aber auch Unterschiede in Themenbe-


reichen wahr, die in diesen Integrationsangeboten 


bisher eine untergeordnete Rolle spielen. Das sind 


u. a. der Umgang mit Homosexualität, die Bedeutung 


und die Verantwortung gegenüber der eigenen Fa-


milie und der Umgang mit älteren Menschen. Diese 


Themen werden in Kap. 3.2 erörtert. 


3.1 Wie stehen Flüchtlinge zu Kernthemen 


kultureller Integration? 


Die befragten Flüchtlinge sind der Meinung, dass 


Aspekte wie gesetzliche Gleichbehandlung, der faire 


Umgang mit Minderheiten und die Gleichberechti-


gung von Mann und Frau den Menschen in Deutsch-


land wichtiger sind als den Menschen in ihrem jewei-


ligen Herkunftsland. Auf diese Unterschiede können 


sie sich aber nach eigenen Angaben gut einstellen. 


Flüchtlinge meinen: Den Menschen in Deutschland 
ist die Gleichheit vor dem Gesetz wichtiger als den 
Menschen in ihren Herkunftsländern
In zentralen Integrationsmaßnahmen – z. B. dem 


Orientierungskurs – wird die Gleichheit vor dem Ge-


setz behandelt, die in Artikel  3 des Grundgesetzes 


festgeschrieben ist. Die Daten des Integrationsba-


rometers 2018 zeigen dazu: Viele Geflüchtete sind 


der Meinung, dass diese Gleichbehandlung der 


Mehrheitsbevölkerung in Deutschland32 wichtiger 


ist als den Menschen im jeweiligen Herkunftsland 


(Abb. 2).33 Von den rund 36 Prozent der Befragten, 


die hier einen Unterschied zwischen Deutschland 


und ihrem Herkunftsland sehen, sagt eine deut-


liche Mehrheit (rund 79 %), dass es ihnen (eher) 


leichtfällt, sich auf diesen Unterschied einzustellen.


Aus den Ergebnissen lässt sich ableiten: Deutsch-


land wird mit Blick auf die gesetzliche Gleichbehand-


32	 Um einen flüssigen Ablauf der Interviews zu fördern, wurde den Befragten erklärt, dass mit dem Begriff ‚Deutsche‘ stets Perso-
nen ohne Migrationshintergrund gemeint sind. Wenn an dieser oder anderer Stelle in den aufgeführten Frageformulierungen von 
Deutschen die Rede ist, sind also immer Menschen ohne Migrationshintergrund gemeint.


33	 An dieser Stelle sei nochmals darauf hingewiesen, dass die hier dargestellten Ergebnisse sich nicht auf tatsächliche, sondern auf 
wahrgenommene oder vermutete Unterschiede beziehen. 


Welche kulturellen Unterschiede nehmen Flüchtlinge selbst wahr – und wie gehen sie damit um? 
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Häufig werden Flüchtlingen Einstellungen zuge-


schrieben, die Frauen weniger Wert beimessen oder 


gar frauenverachtend sind. Bisherige Erhebungen 


–  z. B. die IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüch-


teten – konnten dies jedoch nicht nachweisen.34 Die 


Ergebnisse des SVR-Integrationsbarometers 2018 be-


stätigen das ebenfalls nicht, auch wenn die befrag-


ten Flüchtlinge klar der Meinung sind, dass den Men-


schen in ihren Herkunftsländern Gleichberechtigung 


weniger wichtig ist als jenen in Deutschland. 


profitierten davon, dass Teile der Bevölkerung verun-


sichert waren. In den Debatten erschien Deutschland 


oft als in Geschlechterfragen durchweg fortschritt-


lich, die Herkunftsländer der Geflüchteten dagegen 


als insgesamt rückständig. Dabei wurde weitgehend 


vernachlässigt, dass auch in Deutschland bis heute in 


vielen Bereichen Frauen benachteiligt werden, etwa 


auf dem Arbeitsmarkt oder in der Politik (vgl. Arre-


gui Coka/Freier/Mollerstrom 2017; World Economic 


Forum 2018; Antidiskriminierungsstelle 2018).


0% 20% 40% 60% 80% 100%


Herkunftsland


Deutschland


0 20 40 60 80 100


57,3 20,3 8,9 13,5


79,8 14,5 4,3


Abb. 2 �„Wie wichtig ist den Menschen in Ihrem Herkunftsland, dass alle Menschen, egal welcher Herkunft, 
Religion oder Lebensweise, vor dem Gesetz gleichbehandelt werden? Und wie wichtig ist dies Ihrer 
Meinung nach den Deutschen?“


sehr wichtig    eher wichtig    eher nicht wichtig    gar nicht wichtig


Anmerkung: Anteile unter 4 Prozent sind nicht ausgewiesen.


Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2018


34	 Grundsätzlich zeigen bisherige Analysen, dass die Mehrheit der Flüchtlinge – sowohl Männer als auch Frauen – Gleichberech-
tigung befürwortet und sie sich damit nicht grundsätzlich von der deutschen Bevölkerung unterscheiden (vgl. z. B. Brücker/
Rother/Schupp 2016: 57).
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Abb. 3 �„Wie wichtig ist den Menschen in Ihrem Herkunftsland, dass religiöse und kulturelle Minderheiten die 
gleichen Rechte haben und ungestört leben können wie alle anderen Menschen auch? Und wie wichtig 
ist dies Ihrer Meinung nach den Deutschen?“


sehr wichtig    eher wichtig    eher nicht wichtig    gar nicht wichtig


Anmerkung: Anteile unter 4 Prozent sind nicht ausgewiesen.


Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2018
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rund 75 Prozent der Meinung, dass Männer und Frauen 


gleichermaßen bereit sein sollten, zugunsten der Fa-


milie weniger zu arbeiten. Von den Menschen mit 


Migrationshintergrund meinen das rund 77  Prozent, 


bei jenen ohne Migrationshintergrund sind es rund 


87 Prozent. Allerdings erwarten auch rund 21 Prozent 


der Geflüchteten diese Bereitschaft eher von den 


Frauen. Dies entspricht etwa dem Anteil in der Gruppe 


der Menschen mit Migrationshintergrund (rund 20 %). 


Deutlichere Unterschiede zeigen sich hingegen beim 


Vergleich mit der Gruppe der Menschen ohne Migra


tionshintergrund, von denen nur rund 10 Prozent die-


ser Auffassung sind. Eine echte Sonderrolle nehmen 


die Flüchtlinge hier dennoch nicht ein, da sie ähnlich 


wie die Menschen mit Migrationshintergrund antwor-


ten, die teils schon in zweiter Generation in Deutsch-


land leben. In der Summe belegen weder das In-


tegrationsbarometer 2018 noch andere verfügbare 


Datensätze, dass die Flüchtlinge, die in den letzten 


Jahren nach Deutschland gekommen sind, mehr-


heitlich eine ungleiche Behandlung der Geschlech-


ter befürworten – oder dass sich ihre Ansichten zum 


Geschlechterverhältnis wesentlich von denen der Be-


völkerung in Deutschland unterscheiden.37 


 


So sind beispielsweise über 85  Prozent der 


Geflüchteten der Meinung, dass die Menschen in 


Deutschland die Gleichstellung von Frauen und 


Männern „sehr wichtig“ finden. Von den Menschen 


in ihrem jeweiligen Herkunftsland denken das nur 


rund 49 Prozent der Befragten (Abb. 4). Gut 28 Pro-


zent der befragten Geflüchteten meinen demgegen-


über, dass die Menschen im jeweiligen Herkunftsland 


Gleichberechtigung (eher) unwichtig finden. Bezo-


gen auf die Menschen in Deutschland denken das 


nur 3  Prozent der Befragten. Hier gibt es zwischen 


den vermuteten Einstellungen der Menschen im Her-


kunftsland und denen der Menschen in Deutschland 


also eine deutliche Abweichung. Diejenigen Befrag-


ten, die hier Unterschiede annehmen (47 %), sehen 


diese jedoch keineswegs mehrheitlich als eine große 


Herausforderung: Nur gut ein Viertel dieser Gruppe 


gibt an, dass die Umstellung auf den anderen Um-


gang mit Gleichberechtigung in Deutschland ihnen 


schwerfällt (rund 19 % fällt sie „eher schwer“, 8 % 


„sehr schwer“).35 


Auch bei weniger abstrakten Fragen36 zu diesem 


Thema wird deutlich, dass die Flüchtlinge eine Gleich-


berechtigung der Geschlechter befürworten. So sind 
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Abb. 4 �„Wie wichtig ist den Menschen in Ihrem Herkunftsland, dass Männer und Frauen die gleichen Rechte 
und Pflichten haben? Und wie wichtig ist dies Ihrer Meinung nach den Deutschen?“


sehr wichtig    eher wichtig    eher nicht wichtig    gar nicht wichtig


Anmerkung: Anteile unter 2 Prozent sind nicht ausgewiesen.


Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2018


35	 Vgl. hierzu auch Abb. 9.
36	 Im Integrationsbarometer 2018 wurde u. a. folgende Frage gestellt: „Wer sollte Ihrer Meinung nach eher bereit sein, die Erwerbs-


tätigkeit zugunsten der Familie zu reduzieren: die Frau, der Mann oder beide gleich?“
37	 Wenn Flüchtlinge bekunden, dass sie Gleichberechtigung befürworten, heißt das jedoch – genau wie bei jeder anderen Bevölke-


rungsgruppe – nicht unbedingt, dass sie Gleichberechtigung tatsächlich leben und sich dafür einsetzen. Auch könnte ebendiese 
gelebte bzw. praktizierte Gleichberechtigung Menschen aus den hier berücksichtigten Herkunftsländern schwerer fallen, als 
ihnen selbst bewusst ist (vgl. Brücker/Kunert et al. 2016).


Welche kulturellen Unterschiede nehmen Flüchtlinge selbst wahr – und wie gehen sie damit um? 
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menhang wegen der Flüchtlinge aus mehrheitlich 


muslimischen Ländern, denn bei ihnen wurde eine 


besonders starke Ablehnung vermutet.39 Die we-


nigen vorliegenden Befragungen zu den sexuellen 


Einstellungen von Flüchtlingen in Deutschland be-


stätigen durchaus Gegensätze; sie verweisen auf 


deutliche Unterschiede zwischen den Geflüchteten 


und der Aufnahmegesellschaft. So meinen laut ei-


ner aktuellen Studie nur 21 Prozent der Geflüchteten 


in Deutschland, dass Homosexualität „in Ordnung“ 


ist. Bei den Deutschen liegt dieser Anteil mit rund 


52  Prozent mehr als doppelt so hoch (IAB 2019a: 


90). Auch die Ergebnisse des Integrationsbarometers 


2018 zeigen, dass die Geflüchteten selbst hier unter-


schiedliche Einstellungen zwischen den Menschen in 


Deutschland und denen im jeweiligen Herkunftsland 


vermuten (Abb. 5). 


So meinen beispielsweise deutlich mehr Ge-


flüchtete, die rechtliche Gleichstellung von homo-


sexuellen Menschen sei in Deutschland eher oder 


sehr wichtig (insgesamt rund 89 %), als das für ihr 


Herkunftsland sagen (gut 30 %). Besonders auffäl-


lig ist in diesem Zusammenhang, dass eine deutli-


che Mehrheit der Befragten (rund 63 %) meint, den 


Menschen im jeweiligen Herkunftsland sei die recht-


liche Gleichstellung von Homosexuellen „gar nicht“ 


wichtig. Zudem ist Homosexualität das Thema, bei 


dem am häufigsten Unterschiede zwischen Deutsch-


land und dem Herkunftsland gesehen werden (62 %). 


Zugleich geben bei keinem anderen untersuchten 


Aspekt der kulturellen Integration so viele Befrag-


te an, dass es ihnen (eher) schwerfällt, mit diesen 


Unterschieden umzugehen (rund 40 %). 


Auch bei anderen Fragen zur Homosexualität zeigen 


sich deutliche Unterschiede: Dass homosexuelle Paa-


re z. B. gute Eltern sein können, finden rund 41 Pro-


zent der Geflüchteten „gar nicht“. Bei den Befragten  


3.2 Welche Aspekte kultureller Integration 


verdienen mehr Aufmerksamkeit?


Erhebliche Unterschiede sehen Geflüchtete z. B. bei 


Fragen der sexuellen Orientierung: Dass Homosexuel-


le die gleichen Rechte haben wie Heterosexuelle, ist 


den Menschen in ihren Herkunftsländern nach ihrer 


Einschätzung weitaus weniger wichtig als den Men-


schen in Deutschland. Verhältnismäßig viele Befragte 


geben zudem an, dass es ihnen schwerfällt, sich auf 


diesen Unterschied einzustellen. Weitere Unterschie-


de betreffen das Verhältnis von individueller Freiheit 


zu gesellschaftlichen Erwartungen und die Form des 


sozialen Miteinanders. Sie sind nicht zuletzt auch vor 


dem Hintergrund zu sehen, dass viele Flüchtlinge 


aus Ländern kommen, in denen sich das individuel-


le Denken und Handeln möglicherweise stärker an 


den Bedarfen, Normen und Regeln der Gemeinschaft 


orientiert als in westlichen Ländern wie Deutschland 


(vgl. Hofstede 2011: 12). In früheren Befragungen 


berichteten Flüchtlinge z. B., dass das Familienleben 


in ihren Herkunftsländern eine größere Rolle spielt als 


in Deutschland. Zugleich wurden häufig Unterschiede 


im sozialen Miteinander der Generationen angespro-


chen, besonders im Umgang mit älteren Menschen 


(vgl. SVR-Forschungsbereich 2017; Schöpf 2017).


Geflüchtete meinen, die rechtliche Gleichstellung 
von Homosexuellen sei den Deutschen wichtiger als 
der Bevölkerung in ihrem Herkunftsland
In vielen der wichtigsten Herkunftsländer von Flücht-


lingen werden gleichgeschlechtliche Beziehungen 


kriminalisiert und zum Teil sehr hart bestraft. Darum 


wurde im Zuge der Fluchtmigration von 2015 und 


2016 die Befürchtung geäußert, dass homophobe 


Einstellungen auch in Deutschland zunehmen könn-


ten.38 Besonders besorgt war man in diesem Zusam-


38	 Zu diesen Ländern zählen z. B. Syrien, der Iran, Afghanistan und der Irak, aus denen seit Jahren viele Geflüchtete nach Deutsch-
land kommen (BAMF 2019b: 18). Der Lesben- und Schwulenverband Deutschland (LSVD) mahnte vor diesem Hintergrund bereits 
2016, dass Integrationsangebote auch unterschiedliche sexuelle Orientierungen und geschlechtliche Identitäten berücksichtigen 
sollten. Zugleich warnte er ausdrücklich davor, Homophobie an einer bestimmten Kultur festzumachen oder für politische Zwecke 
zu missbrauchen (vgl. Tagesspiegel 2016). 


39	 Dabei sind unterschiedliche Einstellungen zum Thema Homosexualität keineswegs nur bei Menschen aus muslimischen Ländern 
zu finden. Klare Unterschiede zeigen sich beispielsweise auch zwischen – und innerhalb von – osteuropäischen und westeu-
ropäischen Gesellschaften (s. Röder 2016: 265). Auch diverse nichtislamische religiöse Institutionen vertreten heterosexuelle 
Familienmodelle, z. B. die katholische Kirche (vgl. Diehl/Koenig/Ruckdeschel 2009).
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Hälfte aller befragten Flüchtlinge voll und ganz bzw. 


eher zu, dass homosexuelle Paare gute Eltern sein 


können. Die Ergebnisse zeigen überdies, dass auch 


in der Bevölkerung in Deutschland die Meinungen in 


diesem Punkt geteilt sind, wenn auch in geringerem 


Maße.40 


mit Migrationshintergrund haben gut 29  Prozent  


diese Antwort gewählt, von jenen ohne Migrations-


hintergrund dagegen nur rund 8  Prozent (Abb.  6). 


Eine ablehnende Haltung ist bei den Geflüchteten 


also fünfmal so häufig wie bei den Menschen ohne 


Migrationshintergrund. Zugleich stimmt aber auch die 
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33,4 23,1 14,1 29,4


27,3 22,3 9,4 41,1Geflüchtete


mit Migrationshintergrund


2. Generation


ohne Migrationshintergrund


Abb. 6 �„Ich finde, auch homosexuelle Paare können gute Eltern sein.“


stimme voll und ganz zu    stimme eher zu    stimme eher nicht zu    stimme gar nicht zu


Anmerkung: Aufgrund von Rundungen können die Gesamtsummen von 100 Prozent abweichen. 


Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2018; gewichtete Daten (mit Ausnahme der Herkunftsgruppe Geflüchtete)


40	 Trotz der Unterschiede wird deutlich, dass von den eingangs genannten Extrempositionen keine zutrifft: Die bislang vorliegenden 
Ergebnisse bestätigen nicht, dass diskriminierende Einstellungen zur LGBTTIQ-Community (Lesbian, Gay, Bisexual, Transsexual, 
Transgender, Intersex and Queer) unter Geflüchteten die Norm sind. Ebenso wenig zeigen sie, dass Deutsche Homosexualität 
grundsätzlich positiv sehen. Dieses Ergebnis deckt sich mit denen anderer Studien. Dort geben z. B. immer noch 14,8 bis 16 
Prozent der Deutschen an, dass sie gegenüber der Gruppe der Homosexuellen Ekel verspüren (Zick/Küpper/Berghan 2019: 68). 
21   Prozent finden es „ziemlich“ oder „völlig“ richtig, dass Homosexuelle keine Kinder haben sollten, und 18 Prozent geben an, 
es sei ekelhaft, wenn Homosexuelle sich in der Öffentlichkeit küssen (Robert Bosch Stiftung 2019b: 33).
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52,5 36,4 4,6 6,5


Abb. 5 �„Wie wichtig ist den Menschen in Ihrem Herkunftsland, dass homosexuelle Menschen die gleichen 
Rechte haben wie heterosexuelle Menschen? Und wie wichtig ist dies Ihrer Meinung nach den 
Deutschen?“


sehr wichtig    eher wichtig    eher nicht wichtig    gar nicht wichtig


Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2018
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fen angesprochen werden, dass Geflüchtete in der 


Summe möglicherweise häufiger Vorbehalte gegen 


Homosexuelle haben als die Aufnahmegesellschaft.43 


Zugleich ist aber zu hinterfragen, inwieweit dieser 


Umstand zum Teil auch benutzt wird, um den Um-


gang mit homosexuellen Menschen in Deutschland 


zu beschönigen oder (politisch) Stimmung gegen Ge-


flüchtete zu machen.


Der Einsatz für die Familie ist Flüchtlingen wichtig
Flucht und Integration sind keine rein individuellen 


Prozesse, sondern sie sind meist eingebettet in fami-


liäre Bezüge.44 Welche wichtige Rolle die Familie bei 


den aktuellen Fluchtbewegungen nach Deutschland 


spielt, lässt sich am Familiennachzug festmachen: 


Bis 2012 stand die Zahl der nachziehenden Famili-


enangehörigen still;45 seit 2013 ist sie wieder stark 


gestiegen. Familiennachzug ist inzwischen eine wich-


tige Form der Flüchtlingszuwanderung.46 Besonders 


die Geflüchteten selbst benennen die Trennung von 


Familienmitgliedern immer wieder als ein zentrales 


Integrationshindernis (vgl. SVR-Forschungsbereich 


2017: 90). Denn die Familie bietet den Menschen 


soziale Unterstützung, und zwar über Kulturen hin-


weg (vgl. Georgas et al. 2001). Form und Ausmaß 


der familiären Unterstützung sind jedoch verschie-


den. In Kulturen etwa, die sich stark auf Gemeinschaft  


Die Daten des SVR-Integrationsbarometers 2018 


bestätigen, dass sich besonders zwischen der Gruppe 


der Geflüchteten und der Mehrheitsbevölkerung in 


Deutschland die Einstellungen deutlich unterschei-


den.41 Diese Unterschiede sollten in integrations-


politischen Maßnahmen – etwa den Orientierungs-


kursen – proaktiv angesprochen werden. Insofern 


ist es ein guter Ansatz, dass mit der Überarbeitung 


des Lehrplans im April 2017 auch Inhalte zur sexuel-


len Orientierung in den Kurs aufgenommen wurden. 


Ein Lernziel des Kurses ist nun die „Akzeptanz von 


Partnerschaften unabhängig von Geschlechtsidentität 


und sexueller Orientierung“ (BAMF 2017: 41). Es soll-


te aber evaluiert werden, ob das Kursformat und die 


darin enthaltenen Elemente – z. B. die Behandlung 


des Themas in den zugelassenen Lehrwerken – die-


sem Ziel gerecht werden können. Zugleich sollte dar-


an erinnert werden, dass die heutige verhältnismäßig 


große Offenheit gegenüber Homosexualität hierzu-


lande keineswegs immer geherrscht hat und nicht zu 


den ‚traditionellen‘ deutschen Einstellungen zählt.42 


Und es sollte auch nicht verschwiegen werden, dass 


gleichgeschlechtliche Partnerschaften in Deutschland 


rechtlich und gesellschaftlich bis heute nicht völlig 


gleichgestellt sind und dass Teile der Bevölkerung sie 


nach wie vor ablehnen. All dies erfordert in zweier-


lei Hinsicht eine Kultur des Hinsehens: Es sollte of-


41	 Zugleich sehen viele Flüchtlinge die individuellen Rechte und Freiheiten sexueller Minderheiten auch als Segen, besonders je-
ne, die selbst vor entsprechender Ausgrenzung geflohen sind. Aber auch in Deutschland leben LGBTTIQ-Geflüchtete zum Teil in 
prekären Situationen. Besonders in bestimmten Wohnsituationen wie z. B. Asylbewerberheimen sind sie ernsthaft gefährdet. In 
Bezug auf solche Herausforderungen zeigt sich aber über die letzten Jahre durchaus ein Fortschritt: Viele Flüchtlingshilfeorgani-
sationen bieten inzwischen Beratungsstellen für LGBTTIQ-Geflüchtete an und auch mehrsprachliche Informationsmaterialien für 
diese Zielgruppe. Dies trägt auch dazu bei, dass dieses Thema zunehmend leichter angesprochen werden kann (vgl. z. B. Queer 
Refugees Deutschland 2019). 


42	 Im Nationalsozialismus wurden in Deutschland Tausende homosexuelle Menschen ermordet. Erst nach der Wiedervereinigung 
wurde der sog. „Homosexuellen-Paragraf“ 175 im Bürgerlichen Gesetzbuch ersatzlos gestrichen (vgl. Sigusch 2010).


43	 Auch sollte Homosexualität nicht getrennt diskutiert werden, sondern immer im Zusammenhang von sexueller Freiheit insge-
samt. Denn wie Studien belegen, ist das Verständnis von Sexualität in der aktuellen Flüchtlingsbevölkerung eher konservativ 
(vgl. z. B. Freytag 2016: 12; IAB 2019a: 14).


44	 Menschen entscheiden sich zum Wohl ihrer Kinder, gemeinsam das Herkunftsland zu verlassen, oder ermöglichen den Kindern, 
allein zu fliehen. Im Aufnahmeland sind Verwandte, die schon länger dort leben, die ersten Anlaufstellen. Und bei Plänen in Bezug 
auf Arbeit und Bildung spielt es eine wichtige Rolle, die im Herkunfts- oder Transitland verbliebene Familie existenziell abzusichern.


45	 Ein Grund hierfür war die Erweiterung der Europäischen Union: Dadurch wurden Staatsangehörige der mittel- und osteuropäi-
schen Beitrittsländer zu Unionsbürgern und Unionsbürgerinnen. Entsprechend brauchten sie keine Visa und Aufenthaltstitel mehr, 
um zu Angehörigen in Deutschland nachzuziehen. Es zogen also nicht unbedingt weniger Familienangehörige aus diesen Staa-
ten nach Deutschland, nur wird dieser Zuzug nun nicht mehr als Familiennachzug erfasst. Unionsbürgerinnen und -bürger sind 
statistisch (weitgehend) unsichtbar. Dadurch lässt sich der Gesamtumfang des Familiennachzugs nicht verlässlich ermitteln (vgl.  
SVR 2019: 27).


46	 Die größte Gruppe von Flüchtlingen in Deutschland sind syrische Staatsangehörige. Hier stieg die Zahl der nachziehenden Fami-
lienmitglieder rapide auf über 30.000 im Jahr 2017. Damit kam 2016 und 2017 fast ein Drittel aller Menschen, die im Rahmen 
des Familiennachzugs aus Drittstaaten nach Deutschland zogen, aus Syrien (vgl. SVR 2019: 28). Seit 2016 erhalten Syrer und 
Syrerinnen aber vermehrt nur noch subsidiären Schutz, was ihre Möglichkeiten für Familiennachzug einschränkt (s. Fußnote 51).
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dass die Menschen in Deutschland sich mehr um 


sich selbst kümmern als um ihre Familien. Bezogen 


auf ihr jeweiliges Herkunftsland meinen das nur 


gut 35 Prozent. Insgesamt 61 Prozent der Befragten 


sehen hier Unterschiede zwischen Deutschland und 


ihrem Herkunftsland – und rund 38 Prozent davon 


geben an, dass ihnen der Umgang mit diesen Un-


terschieden schwerfällt.49 


Diese Unterschiede zwischen der Ausrichtung am 


Individuum und der am Gemeinwohl können in ver-


schiedenen Bereichen der Integration eine Herausfor-


derung sein, z. B. bei der Kindererziehung.50 Bei man-


chen Flüchtlingen kann zudem die rechtliche Lage das 


Ankommen (in) der Familie erschweren. Man denke 


hier etwa an die Rechtslage zum Familiennachzug zu 


subsidiär Schutzberechtigten, die sich in den letzten 


Jahren mehrfach geändert hat.51 


ausrichten, kann die Familie ein stärkerer Bezugs-


punkt sein als in – vornehmlich westlichen – Gesell-


schaften, die stärker auf das Individuum bezogen sind 


(Abudabbeh 2005: 426–427; Georgas et al. 2001: 


297; Trommsdorff 1999: 396–403).47 Verglichen mit 


wichtigen Herkunftsländern von Geflüchteten (z. B. 


Syrien, Irak, Iran und Nigeria) ist Deutschland mögli-


cherweise stärker auf die Einzelnen bezogen als auf 


das Gemeinwohl (vgl. Hofstede 2019). So werden 


hier vor allem Werte wie Eigenverantwortung bzw. 


Verantwortung (nur) für direkte Familienangehörige 


betont; in vielen wichtigen Herkunftsländern hinge-


gen spielt auch das Wohl der erweiterten Kernfamilie 


eine große Rolle (Hofstede 2011: 11).48 


Die Daten des Integrationsbarometers 2018 be-


legen, dass Geflüchtete solche Unterschiede in der 


Rolle der Familie deutlich wahrnehmen (Abb. 7). So 


stimmen 67 Prozent der Befragten der Aussage zu, 
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Abb. 7 �„Die Menschen in Deutschland kümmern sich mehr um ihr eigenes Leben als um das ihrer Familie./Die 
Menschen in meinem Heimatland kümmern sich mehr um ihr eigenes Leben als um das ihrer Familie.“


stimme voll und ganz zu    stimme eher zu    stimme eher nicht zu    stimme gar nicht zu


Anmerkung: Aufgrund von Rundungen können die Gesamtsummen von 100 Prozent abweichen. 


Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2018


47	 In westlichen Ländern beschränkt sich der Familienbegriff auch meist auf direkte Angehörige, also Eltern, Geschwister und Kinder. 
In gemeinschaftsorientierten Kulturen zählen zur Kernfamilie hingegen auch Onkel und Tanten oder Cousins und Cousinen.


48	 Hier sei darauf verwiesen, dass es in der wissenschaftlichen Literatur kritisch gesehen wird, Kulturen nur anhand von zweidimen-
sionalen Konzepten zu beschreiben (s. Ziehm 2014: 10).


49	 Bei diesem Aspekt werden fast ebenso häufig Unterschiede wahrgenommen wie beim Thema Homosexualität. Nahezu gleich ist 
auch, in welchem Maß diese Unterschiede als Herausforderung gesehen werden. 


50	 Bei Erziehungsfragen widerspricht die hierzulande übliche Praxis häufig den mitgebrachten Erfahrungen, z. B. den Erziehungssti-
len, die man aus dem Herkunftsland kennt (vgl. SVR-Forschungsbereich 2013). In Deutschland – und anderen westlichen Kulturen – 
steht hier Unabhängigkeit im Vordergrund: Kinder sollen zu Selbständigkeit erzogen werden, damit sie ihre individuellen Ziele 
besser erreichen können. In nichtwestlichen Kulturen wird Eigenständigkeit dagegen als gegenläufig zum Gruppenwohl gesehen. 
Individuelle Ziele und Bedürfnisse gelten sozusagen als Herausforderung der Gruppenharmonie (vgl. Uslucan 2010: 2; Ziehm 
2014). Das erklärt auch, warum ein Erziehungsstil, der auf Zuwendung, Unterstützung, Wärme und hohe Selbständigkeit zielt, von 
geflüchteten Eltern möglicherweise als weniger gewinnbringend gesehen wird als ein Erziehungsstil, der die elterliche Autorität 
und Kontrolle streng durchsetzt und damit die Selbständigkeit des Kindes gering hält (Uslucan 2010: 2).


Welche kulturellen Unterschiede nehmen Flüchtlinge selbst wahr – und wie gehen sie damit um? 
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keinen Zugang zu entlastenden Angeboten der am-


bulanten Versorgung hat (BAMF 2012: 287).53 Das gilt 


selbstverständlich nach wie vor auch für Menschen 


ohne Migrationshintergrund.


Wie Migrantinnen und Migranten ohne regulären 


Aufenthaltsstatus oder Asylsuchende und Flüchtlinge 


in Deutschland pflegerisch versorgt sind, ist kaum 


bekannt. Qualitative Interviewstudien mit nach 2015 


eingereisten Flüchtlingen zeigen aber, dass erwach-


sene Geflüchtete sich intensiv um ihre Eltern küm-


mern und sie bei Krankheit oder im fortgeschrittenen 


Alter pflegen möchten. Zudem geben sie an, dass 


ihnen Respekt vor älteren Menschen wichtig ist und 


dass sie diesen bei Deutschen mitunter vermissen 


(Schöpf 2017: 19–21). 


Die Daten des Integrationsbarometers 2018 be-


stätigen diese Befunde (Abb.  8): Nur rund 56  Pro-


zent der befragten Flüchtlinge meinen, dass es 


der Mehrheitsbevölkerung in Deutschland „sehr 


wichtig“ ist, älteren Familienmitgliedern Respekt 


entgegenzubringen und sich um sie zu kümmern. 


Von den Menschen in ihrem Herkunftsland den-


ken das rund 86 Prozent der befragten Flüchtlinge. 


Fürsorge für ältere Familienangehörige und Respekt 


vor Älteren sind nach Wahrnehmung der Befragten 


also im Herkunftsland deutlich stärker ausgeprägt: 


42  Prozent nehmen in diesem Punkt Unterschie-


de wahr. Von dieser Gruppe geben wiederum rund 


37  Prozent an, dass ihnen der Umgang mit den  


Insgesamt ist aus den hier dargelegten Befunden 


zu schließen, dass die bestehenden Unterschiede in 


Bezug auf familiäre Rollen und die Bedeutung der 


Familie insgesamt im Integrationsprozess mehr Auf-


merksamkeit und Beachtung benötigen. Mögliche 


Unterschiede sollten in Integrationsangeboten aus-


führlich behandelt und ihre Sinnhaftigkeit im jeweili-


gen kulturellen Kontext diskutiert werden. 


Flüchtlinge vermissen in Deutschland Respekt im 
Umgang mit älteren Menschen
Die Bedeutung und das Verständnis von Familie spie-


len bei Menschen mit Migrationshintergrund auch 


beim Umgang mit älteren Menschen eine große 


Rolle. Ein wichtiger Aspekt ist hier Pflege. Wie Un-


tersuchungen zeigen, unterscheiden sich die heuti-


gen deutschen Gepflogenheiten in diesem Punkt in 


mancherlei Hinsicht von denen vieler Menschen mit 


Migrationshintergrund. Viele türkische und russisch-


sprachige Migrantinnen und Migranten etwa sehen 


die Pflege älterer Menschen nicht als Aufgabe Drit-


ter, sondern als eine zentrale Aufgabe der Familie. 


Entsprechend nutzen sie seltener professionelle Leis-


tungen als Pflegebedürftige ohne Migrationshinter-


grund.52 In modernen Gesellschaften können traditi-


onelle Pflegeerwartungen in Zuwandererfamilien zu 


Problemen zwischen den Generationen führen, z. B. 


wenn die zweite Generation den Bedürfnissen der 


ersten nicht mehr nachkommen kann und die Familie 


51	 Bis August 2015 beschränkte der Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten sich auf die wenigen Fälle, in denen er „aus 
völkerrechtlichen oder humanitären Gründen oder zur Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland“ gestattet 
werden konnte. Für die Zeit von August 2015 bis März 2016 wurden subsidiär Schutzberechtigte dann beim Familiennachzug zu-
nächst anerkannten Flüchtlingen gleichgestellt, d. h. der Familiennachzug allgemein ermöglicht. Diese Möglichkeit wurde jedoch 
in der Hochphase des Flüchtlingszuzugs wieder für zwei Jahre ausgesetzt, und zwar mit dem Gesetz zur Einführung beschleu-
nigter Asylverfahren vom 11.03.2016 (BGBl. I, S. 390), das als sog. Asylpaket II bekannt geworden ist. Diese Aussetzung wurde 
verlängert, um genügend Zeit für eine Neuregelung zu gewinnen. Seit August 2018 gilt nun das Familiennachzugsneuregelungs-
gesetz, das den Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten auf einen Umfang von 1.000 Personen pro Monat begrenzt. Vgl. 
hierzu ausführlich SVR 2019: 50–54.


52	 Viele nehmen z. B. nur Pflegegeld in Anspruch, Sach- oder Kombileistungen nutzen sie seltener (vgl. Marquardt/Delkic/Motzek 
2016: 27). Die unterschiedliche Nutzung pflegerischer Angebote von Menschen mit und ohne Migrationshintergrund geht aber 
nicht immer auf Unterschiede in den Vorlieben oder der Nutzungsbereitschaft zurück. Ein Grund dafür können nach empirischen 
Befunden auch Zugangsbarrieren sein (vgl. Tezcan-Güntekin/Breckenkamp/Razum 2015: 5).


53	 Ambulante Pflege wird von pflegebedürftigen Migranten und Migrantinnen meist akzeptiert, da sie im häuslichen Rahmen und 
in der Familie stattfindet (Marquardt/Delkic/Motzek 2016: 29). Insgesamt war häusliche Pflege bei Menschen mit Migrations-
hintergrund in der Vergangenheit üblicher als professionelle Pflege. Türkeistämmige Pflegebedürftige wurden zu 98 Prozent 
von Angehörigen zu Hause gepflegt, weil dies als Aufgabe der Familie angesehen wurde. Nur 2 Prozent lebten in Pflegeheimen 
(Tezcan-Güntekin/Breckenkamp/Razum 2015: 22).
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in Anspruch (vgl. Statistisches Bundesamt 2018). Eine 


Ursache für die Ausprägung der hiesigen Betreuung 


ist möglicherweise, dass die Gesellschaft in Deutsch-


land stärker individualistisch geprägt ist als die eher 


familiär ausgerichteten Kulturen vieler Zugewanderter. 


3.3 Fazit: Zum Teil weniger Unterschiede 


als erwartet, aber alte und neue Heraus-


forderungen bleiben bestehen


Wie die Daten des Integrationsbarometers 2018 be-


stätigen, sehen die befragten Flüchtlinge einerseits 


zwischen den Menschen in Deutschland und jenen 


in ihrem jeweiligen Herkunftsland eine Reihe von 


Unterschieden.55 Dies gilt sowohl für Rechts- wie 


für Verhaltensnormen. Zugleich sind die befragten 


Flüchtlinge in der Regel zuversichtlich, dass sie sich in 


Deutschland einfinden werden, das sie überwiegend 


als liberal, demokratisch und rechtsstaatlich wahrneh-


men. Eine Unfähigkeit oder fehlende Bereitschaft, 


sich auf kulturelle Unterschiede einzustellen, kann 


aus dem Antwortverhalten der Befragten nicht ab-


geleitet werden (Abb. 9). 


Daneben steht jedoch die klare Erkenntnis, dass die 


Integrationspolitik sich nicht nur mit bereits bekann-


Unterschieden schwerfällt. Diese Zahlen belegen, 


dass Geflüchtete gegen den Umgang mit älteren 


Menschen in Deutschland durchaus Vorbehalte haben. 


Dies kann vielfältige Gründe haben. Beispielsweise 


wissen Flüchtlinge möglicherweise zu wenig über An-


gebote, die der Unterstützung älterer Menschen die-


nen. Zudem sind den Menschen, die erst seit kurzer Zeit 


in Deutschland leben, vielleicht die Zusammenhänge 


mit gesellschaftlichen Umständen nicht bewusst. So 


ist es etwa nicht zwangsläufig ein Zeichen von Re-


spektlosigkeit oder mangelnder Zuneigung, Angehö-


rige in einem Altersheim unterzubringen. Die Prinzi-


pien der Erwerbs- und Leistungsgesellschaft machen 


es oft auch schwierig, Familienangehörige zu Hause 


zu betreuen. Aufklärung und eine bessere Vermittlung 


der Angebotsstruktur könnten dazu beitragen, Miss-


verständnisse zu vermeiden.54 Zugleich gibt es keinen 


Grund, die Verhältnisse in Deutschland unkritisch zu 


idealisieren. So sollte nicht verschwiegen werden, 


dass auch in Deutschland die meisten Menschen für 


sich selbst eine Betreuung im häuslichen Umfeld vor-


ziehen würden. Das äußern fast 90 Prozent der über 


65-Jährigen in Deutschland (vgl. BMBF 2017). Diesem 


Wunsch wird derzeit nicht durchweg entsprochen: 


‚Nur‘ 76 Prozent werden zu Hause versorgt und rund 


24  Prozent nehmen dabei ambulante Pflegedienste 


54	 Ein wichtiger Faktor könnte hier auch sein, dass die Flüchtlinge im Herkunftsland schlechte Erfahrungen mit Pflegeeinrichtungen 
gemacht haben (vgl. Marquardt/Delkic/Motzek 2016).


55	 Zugleich fällt auf, dass bei Weitem nicht alle Flüchtlinge Unterschiede wahrnehmen: Bei allen Aspekten außer Homosexualität 
und dem Verhältnis von Familie und Individuum (Abb. 8) sieht jeweils mehr als die Hälfte aller befragten Flüchtlinge keine 
Unterschiede.


0% 20% 40% 60% 80% 100%


Herkunftsland


Deutschland


0 20 40 60 80 100


85,5 9,6 3,0


56,1 25,2 12,2 6,5


Abb. 8 �„Wie wichtig ist den Menschen in Ihrem Herkunftsland, dass die Menschen ihre älteren Familienmit
glieder respektieren und sich um sie kümmern? Und wie wichtig ist dies Ihrer Meinung nach den 
Deutschen?“


sehr wichtig    eher wichtig    eher nicht wichtig    gar nicht wichtig


Anmerkung: Anteile unter 2 Prozent sind nicht ausgewiesen.


Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2018


Welche kulturellen Unterschiede nehmen Flüchtlinge selbst wahr – und wie gehen sie damit um? 
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4 Handlungsempfehlungen 


Wirkung von Maßnahmen kultureller Integration 
nicht überschätzen
Integrationsmaßnahmen können den Wertehaushalt 


von Flüchtlingen vermutlich nur bedingt beeinflus-


sen. Zwar ist es durchaus legitim und zu begrüßen, 


wenn ein Staat unter hohem finanziellen und perso-


nellen Aufwand aktiv auf zugewanderte Menschen 


zugeht, ihnen Orientierungswissen anbietet – etwa 


zu den Gesetzen, Rechten und ‚gängigen‘ Verhal-


tensnormen des Landes – und den Dialog sucht, um 


über mögliche Unterschiede zu sprechen und für 


die vorherrschenden Gepflogenheiten und Normen 


ten Problemfeldern befassen muss, allen voran den 


Themen sexuelle Freiheit und Akzeptanz unterschied-


licher sexueller Orientierungen. Es gibt auch weniger 


offensichtliche kulturelle Unterschiede, die Aufmerk-


samkeit erfordern und in Integrationsmaßnahmen 


angesprochen werden sollten. Das betrifft z. B. die 


Bedeutung des familiären Zusammenhalts oder den 


Umgang mit älteren Menschen.57 Wie die Daten des 


Integrationsbarometers zeigen, nehmen viele der be-


fragten Flüchtlinge hier Unterschiede wahr – und der 


Umgang mit diesen Unterschieden fällt ihnen schwe-


rer als in vielen anderen Bereichen (Abb. 9). 


0% 20% 40% 60% 80% 100%


0 20 40 60 80 100 120


26,6 35,8 21,7 15,9


28,9 34,0 20,5 16,7


28,1 32,0 21,5 18,4


36,0 37,1 18,9 8,0


gesetzl. Gleichbehandlung
(n = 131)


rel. u. kult. Minderheiten
(n = 140)


Gleichberechtigung
(n = 175)


Homosexualität (n = 228)


Familie vs. Individuum
(n = 226)


ältere Menschen (n = 156)


45,0 36,4 7,9 10,7


47,3 31,3 15,3 6,1


Abb. 9 �„Wie leicht oder schwer fällt es Ihnen, sich auf diese Unterschiede einzustellen?“56


sehr leicht    eher leicht    eher schwer    sehr schwer


Anmerkung: Aufgrund von Rundungen können die Gesamtsummen von 100 Prozent abweichen. 


Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2018


56	 Die Fähigkeit, mit Unterschieden umzugehen, wurde nur bei denjenigen erfragt, bei denen die Antworten zeigten, dass sie in 
einem Punkt Unterschiede zwischen Deutschland und dem jeweiligen Herkunftsland sehen (etwa beim Umgang mit Minder-
heiten). Wie bei jeder Befragung sind auch hier die angeführten Ergebnisse mit Blick auf soziale Erwünschtheit zu hinterfragen. 
Es ist nicht auszuschließen, dass Geflüchtete (und auch Deutsche) ihr Antwortverhalten an (vermutete) Erwartungen anpassen, 
etwa die der Person, die das Interview führt, oder die der hiesigen Gesellschaft. Zudem sind Verzerrungen denkbar. Wenn sich 
die Befragten z. B. noch im Asylverfahren befinden, könnten sie vermuten, dass ihre Antworten sich darauf auswirken (vgl. hierzu 
Haug/Lochner/Huber 2017: 4).


57	 Dabei muss der Blick über Kursangebote hinausgehen und z. B. auch öffentliche Räume einbeziehen, in denen kultureller Aus-
tausch unmittelbar stattfindet. Dazu gehören etwa der Arbeitsplatz, die Schule, ein mögliches Ehrenamt und die Nachbarschaft.
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Begegnung und direkten Austausch fördern
Kulturelle Integration geht über staatliche Integra-


tionsmaßnahmen weit hinaus. Sie ist vielmehr ein 


Effekt der gesamten Integrationsinfrastruktur eines 


Landes. Eine ganz wesentliche Rolle bei der Wei-


tergabe und Bildung von Werten spielen z. B. Kitas, 


Schulen und andere Bildungseinrichtungen. Denn 


hier können Werte nicht nur vermittelt, sondern 


auch gemeinsam ge- und erlebt werden. Aber auch 


städtebauliche Aspekte – etwa die angemessene Be-


rücksichtigung von Begegnungsräumen, wie z. B. öf-


fentlichen Parks – beeinflussen, inwiefern Menschen 


unterschiedlicher Herkunft einander niedrigschwellig 


begegnen. Eine wichtige Rolle spielt auch die unmit-


telbare Nachbarschaft. Denn dort, so zeigen Unter-


suchungen (vgl. z. B. Robert Bosch Stiftung 2019b: 


98), kommen unterschiedliche Menschen leicht mit-


einander in Kontakt und können so andere Lebens-


welten kennenlernen und besser verstehen. Dies gilt 


für alle Menschen, nicht nur für Flüchtlinge. Daher 


sollten mit Blick auf kulturelle Integration vor al-


lem Begegnungsprojekte – und andere informelle 


Vermittlungswege – gefördert werden.59 Kulturelle 


Integration setzt den Austausch mit der Aufnahmebe-


völkerung voraus. Diese sollte dem Dialog möglichst 


offen gegenüberstehen – nicht nur im Rahmen von 


Begegnungsprojekten, sondern vor allem im sozialen 


Alltag. Und sie sollte dabei sehen, dass sie selbst auch 


etwas von den Neuankömmlingen annehmen könn-


te. Entscheidend ist, dass Begegnung und gemein-


same Projekte partnerschaftlich und auf Augenhöhe 


stattfinden. Nur so ist es möglich, miteinander über 


Unterschiede und Gemeinsamkeiten zu sprechen. 


zu werben. Denn kulturelle Integration kann nicht 


erfolgreich sein, wenn die beiden Seiten im Integ-


rationsprozess einander weitgehend fremd bleiben. 


Aber in einer liberalen Gesellschaft kann das Ziel von 


Integrationsmaßnahmen nicht sein, eine Übernahme 


von Werten zu erzwingen – also von dem, was hinter 


den Gesetzen, Rechten und Verhaltensnormen steht. 


Staatliche Integrationsangebote können insofern 


ein wichtiger erster Schritt im Integrationsprozess 


sein. Fortan spielt sich dieser Prozess aber nicht in 


Kursen ab, sondern in Schulen, Büros, Ämtern und 


überall dort, wo Menschen miteinander in Kontakt 


treten (vgl. Schöpf 2017: 12; Lochner 2018). Mensch-


liche Wertvorstellungen und -veränderungen sind 


vielschichtig, und ein Kursformat kann sie nur bedingt 


nachhaltig beeinflussen. Dies muss man sich immer 


wieder vor Augen führen, nicht zuletzt, um die Inte-


grationspolitik nicht mit unrealistischen Erwartungen 


zu überfordern. Der Staat soll und muss zwar seinen 


Beitrag leisten, aber sein Zugriff ist beschränkt. 


Orientierungskurse können z. B. über die ,gängi-


gen‘ Werte und Normen informieren, die im Land 


gelten. Ob diese Werte dann auch übernommen und 


verinnerlicht werden, bleibt offen. Das lässt sich nicht 


überprüfen und schon gar nicht staatlich regeln. Eine 


‚reife‘ Wertebindung zeichnet sich überdies dadurch 


aus, dass die Menschen selbständig handeln und 


entscheiden. Die Ausübung von Macht dagegen ver-


hindert, dass sie Normen verinnerlichen und sich mit 


den dahinterstehenden Werten identifizieren. Diese 


Einschränkungen sollten auch bei der Evaluierung der 


Integrationskurse bedacht werden, besonders wenn 


man mögliche ‚Erfolgsfaktoren‘ der Wertevermittlung 


analysiert (vgl. BAMF 2019c).58 


58	 Hier könnte der Ansatz des sog. Integrationspanels fortgeführt werden. Dieser misst zwar auch, inwieweit Teilnehmende an 
Integrationskursen sich Deutschland verbunden fühlen. Aber vor allem bewertet er den Erfolg der Kurse danach, welches Sprach-
niveau die Teilnehmenden erreichen, wie sich ihre Erwerbstätigkeit entwickelt und wie viel Kontakt sie zur Bevölkerung ohne 
Migrationshintergrund haben (vgl. BAMF 2013).


59	 Ein in diesem Zusammenhang interessantes Projekt ist das der sog. Culture Coaches. Das sind kundige Mittler und Mittlerinnen 
zwischen Aufnahmegesellschaft und Geflüchteten, die für externe Beratung, Training und Prozessbegleitung eingesetzt werden 
können. Sie werden für ihre Rolle gezielt ausgewählt und qualifiziert. Organisationen der Aufnahmegesellschaft können die 
Culture Coaches über eine Koordinierungsstelle fallbezogen für konkrete Vermittlungsaufgaben oder berufsbegleitende Weiter-
bildung zurate ziehen (vgl. hierzu Culture Coaches 2019).
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Bei kulturellen Unterschieden auch die Potenziale 
erkennen und nutzen
Besonders im öffentlichen Diskurs werden kulturelle 


Unterschiede häufig per se als Herausforderung oder 


Problem gesehen und behandelt. Flüchtlinge geben 


aber z. B. auch an, dass Respekt vor dem Alter in 


den Kulturen ihrer Herkunftsländer eine große Rol-


le spielt. Zugleich fehlen in Deutschland seit Jahren 


Fachkräfte in der Altenpflege – diese gilt inzwischen 


gar als „Mangelberuf Nr. 1“ (BMWi 2018: 6). Die vie-


len jungen Menschen unter den Geflüchteten, die 


keine Berufsausbildung haben, bieten in dieser Hin-


sicht ein großes Potenzial. Um dieses zu nutzen, muss 


in entsprechende Bildungs- und Ausbildungsmaßnah-


men investiert werden (BMWi 2018: 14). Sehr wichtig 


ist in diesem Zusammenhang, allgemeine, aber auch 


berufsbezogene Sprachkenntnisse zu fördern, das 


(duale) Ausbildungssystem stärker bekannt zu ma-


chen und seine Möglichkeiten und langfristigen Vor-


teile zu vermitteln. Zudem müssen tradierte soziale 


Muster im Arbeitsfeld der Pflege überwunden wer-


den: In den wichtigsten Herkunftsländern von Flücht-


lingen ist Pflege oft – wie in Deutschland – ein Berufs-


feld, in dem Frauen überwiegen (vgl. Bundesagentur 


für Arbeit 2019; Robert Bosch Stiftung 2019a). Die 


Flüchtlinge in Deutschland sind jedoch zum Großteil 


Männer. Die demografische Entwicklung und die da-


durch entstehenden Pflegebedarfe geben Anlass, die 


Potenziale geflüchteter Menschen in diesem Punkt 


genauer zu betrachten. Denn es ist anzunehmen, 


dass sowohl die absolute Zahl der Pflegebedürftigen 


mit Migrationshintergrund als auch ihr Anteil an allen 


Pflegebedürftigen in naher Zukunft zunehmen wird 


(Tezcan-Güntekin/Breckenkamp/Razum 2015: 9).60 


Der Respekt für ältere Menschen könnte ein guter 


Ausgangspunkt sein, um Flüchtlinge über ambulan-


te und stationäre Angebote der Pflege, aber auch 


über neuartige Wohnformen frühzeitig zu integ-


rieren. Dies könnte auch dazu beitragen, Vorurteile 


gegen Pflegeangebote außerhalb der Familie zu ver-


ringern. 


Die Rolle der Familie in Integrationsmaßnahmen 
noch stärker zum Thema machen
Wie die vorangegangene Analyse zeigt, ist ein wichti-


ges Thema die Rolle bzw. die Bedeutung der Familie. 


Hier sehen viele Flüchtlinge Unterschiede zwischen 


Deutschland und ihren jeweiligen Herkunftsländern. 


Daher ist es zu begrüßen, dass z. B. der aktuelle 


Lehrplan des Orientierungskurses das Thema bereits 


berücksichtigt. Die Kursteilnehmenden werden an-


geregt, über die Bedeutung der Familie und darauf 


bezogene Unterschiede zwischen Deutschland und 


ihrem Herkunftsland nachzudenken. Die vom BAMF 


akzeptierten Lehrwerke für den Orientierungskurs be-


handeln vor allem die Gleichberechtigung in Familien 


und verschiedene Formen des familialen Zusammen-


lebens, z. B. unverheiratete und verheiratete Paare, 


Großfamilie, Alleinerziehende und eingetragene Le-


benspartnerschaften. In Zukunft sollte außerdem 


noch stärker auf die emotionale Bedeutung der 


Familie eingegangen werden. In diesem Rahmen 


könnten die Kursteilnehmenden ihre Wahrnehmun-


gen äußern, z. B. wenn sie meinen, dass sie sich für 


ihre Familie stärker verantwortlich fühlen als man-


che Menschen in Deutschland. Hier könnten dann 


auch Zielkonflikte zwischen familiärer Verantwortung 


und den Ansprüchen an Erwerbstätigkeit und Selbst-


verwirklichung angesprochen werden, die sich für 


Menschen in Deutschland ergeben können, und die 


Vor- und Nachteile entsprechender Rollenmodelle 


könnten diskutiert werden. Das SVR-Integrationsbaro-


meter zeigt jedenfalls, dass dieses Thema Flüchtlinge 


durchaus bewegt, und es scheint für sie ein größeres 


Problem zu sein als manche Kernthemen der aktuel-


len Integrationsmaßnahmen, z. B. die Gleichberech-


tigung von Mann und Frau oder die Wertschätzung 


rechtsstaatlicher Strukturen. 


60	 Es gibt bereits erste Projekte, die zwischen deutschen Auszubildenden im Pflegebereich und Auszubildenden, die aus Syrien, Iran, 
Irak und Afghanistan geflüchtet sind, den Wissensaustausch fördern sollen. Dazu gehört das Projekt „Interkulturelle Ausbildung 
in der Gesundheits- und Krankenpflege“ (vgl. Robert-Bosch-Krankenhaus 2019).
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Reizthemen proaktiv ansprechen und im Kontext 
behandeln
Bei manchen Themen ist bereits bekannt, dass sich 


die Einstellungen der Bevölkerung in Deutschland und 


die der Menschen aus bestimmten Herkunftsländern 


stark unterscheiden. Mit diesen Themen muss man 


sich aktiv auseinandersetzen. Das mag zu Meinungs-


konflikten führen; es wäre aber falsch, diesen aus 


dem Weg zu gehen. Denn Konflikte können durch-


aus auch eine positive Funktion haben, nämlich die 


Bildung gemeinsamer Werte. Überhaupt sind Ge-


sellschaften nie konfliktfrei (vgl. z. B. Schöpf 2017: 


10; Vorländer 2016: 72). Friedlich ausgetragene Mei-


nungskonflikte belegen vielmehr die fortgeschrittene 


Reife einer vielfältigen Gesellschaft. Beim Thema Ho-


mosexualität etwa ist es unglücklich, dass das wich-


tigste staatliche Werkzeug der kulturellen Integration 


– der Orientierungskurs – kaum Anreize setzt, sich 


damit eingehender auseinanderzusetzen. Inhalte zur 


sexuellen Orientierung wurden in den Lehrplan dieser 


Kurse erst aufgenommen, als er im April 2017 über-


arbeitet wurde. Dass das Thema in Orientierungs-


lehrwerken und Projekten punktuell angesprochen 


wird, ist zu begrüßen. Es erfordert jedoch eine weit-


reichendere – und auch selbstkritischere – Ausein-


andersetzung. Diese sollte auch Mängel im eigenen 


Land ansprechen, etwa diesbezügliche Vorbehalte in 


der Gesellschaft in Deutschland und den Umgang mit 


dem Thema in der Vergangenheit. Ein ähnlicher An-


satz findet sich in manchen Integrationsmaßnahmen 


bereits zum Aspekt der Gleichberechtigung: Einzelne 


Lehrwerke für den Orientierungskurs weisen z. B. dar-


auf hin, dass Gleichberechtigung auch in Deutschland 


lange umstritten war und dass sie im Alltag bis heute 


nicht vollständig umgesetzt ist (z. B. Buchwald-War-


genau 2018: 76–78). Es wäre angezeigt, einen sol-


chen Ansatz auf das Thema gleichgeschlechtliche Be-


ziehungen zu übertragen. Geschieht dies nicht, wird 


dadurch ebenjener Wertekanon untergraben, den die 


Integration entscheidend befördern soll. 
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4. Newsletter zu Regelungen für Beschäftigungserlaubnisse für Arbeit und 
Ausbildung  
Mit dem Zweiten Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht (je 
nach Framing auch als Geordnete-Rückkehr-Gesetz oder Hau-ab-Gesetz 
bezeichnet), sind am 21.08.2019 auch Änderungen beim Arbeitsmarktzugang in 
Kraft getreten. Ein Newsletter (PDF Beschäftigungserlaubnisse23.10.2019) der 
Kanzlei Herrmann, Haubner und Schanck erläutert diese Änderungen und gibt 
einen Überblick über die jetzt geltenden Regelungen. Personen, die unsicher 
sind, ob Ihnen eine Arbeitserlaubnis erteilt werden kann, erhalten in den 
Flüchtlings-, Integrations- und Migrationsberatungsstellen Hilfestellung oder 
können die Arbeitserlaubnis selbst bei der zuständigen Ausländerbehörde 
beantragen.  

 
5. Neue Leistungssätze für Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 

(AsylbLG)  
Anfang des Monats sind im Bundesanzeiger die neuen Leistungssätze für 
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetzt veröffentlicht worden. 
Diese neuen Sätze gelten ab dem 01.01.2020 und setzen damit die seit einigen 
Jahren anstehende Anpassung der Leistungen um. Eine alleinstehende Person 
in einer Gemeinschaftsunterkunft bekommt künftig dann 316 statt 310 Euro im 
Monat. Die Sätze für alle Bedarfsstufen finden Sie im Bundesanzeiger oder 
übersichtlicher zusammengefasst im angehängten PDF des hessischen 
Flüchtlingsrats (AsylbLG 2019-2020; Link: 
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jump
To=bgbl119s1429.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl119s142
9.pdf%27%5D__1571989345083).  
 

6. Grafisch aufbereitete Übersicht über die Asylentscheidungen des BAMF nach 
Herkunftsländern 
Unter https://refugee-datathon-muc.de/?page_id=1425 veröffentlichen 
ehrenamtliche IT-Menschen eine Übersicht zu den Asylentscheidungen des 
BAMF, aufgeschlüsselt nach Herkunftsländern. Weiter finden Sie auf den Seiten 
auch Grafiken zu anderen Themen aus den Bereichen Flucht und Asyl. Diese 
basieren jeweils auf öffentlich zugänglichen Daten aus Anfragen von Parteien, 
der amtlichen Statistik, Statistiken des BAMF, UNHCR und anderer 
Organisationen.  

 
Bitte melden Sie sich jederzeit gerne bei Fragen und Anregungen.  
Ich wünsche Ihnen schon jetzt ein schönes Wochenende und weiterhin viel Kraft 
für Ihr großartiges Engagement. 
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Newsletter 23.10.2019 


Neue Regelungen für Beschäftigungserlaubnisse für Arbeit und Ausbildung 


 


 


 


Mit dem Zweiten Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht, sog. 


„Geordnete - Rückkehr-Gesetz“ sind am 21.08.2019 auch Änderungen beim 


Arbeitsmarktzugang in Kraft getreten. 


 


Der neue § 61 AsylG lautet nun wie folgt: 


 


(1) Für die Dauer der Pflicht, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, darf der 


Ausländer keine Erwerbstätigkeit ausüben. Abweichend von Satz 1 ist dem 


Ausländer die Ausübung einer Beschäftigung zu erlauben, wenn  


1. das Asylverfahren nicht innerhalb von neun Monaten nach der Stellung des 


Asylantrags unanfechtbar abgeschlossen ist, 


2. die Bundesagentur für Arbeit zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung 


bestimmt ist, dass die Ausübung der Beschäftigung ohne Zustimmung der 


Bundesagentur für Arbeit zulässig ist, 


3. der Ausländer nicht Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates (§ 


29a) ist und 


4. der Asylantrag nicht als offensichtlich unbegründet oder als unzulässig 


abgelehnt wurde, es sei denn das Verwaltungsgericht hat die aufschiebende 


Wirkung der Klage gegen die Entscheidung des Bundesamtes angeordnet. 


Ausländern, die seit mindestens sechs Monaten eine Duldung nach § 60a des 


Aufenthaltsgesetzes besitzen, kann die Ausübung einer Beschäftigung erlaubt 


werden. Die §§ 39, 40 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 und die §§ 41 und 42 des 


Aufenthaltsgesetzes gelten entsprechend für Ausländer nach Satz 2. 


 


(2) Im Übrigen kann einem Asylbewerber, der sich seit drei Monaten gestattet im 


Bundesgebiet aufhält, abweichend von § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes die 


Ausübung einer Beschäftigung erlaubt werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit 


zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung bestimmt ist, dass die Ausübung der 


Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist. Ein 


geduldeter oder rechtmäßiger Voraufenthalt wird auf die Wartezeit nach Satz 1 
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angerechnet. Die §§ 39, 40 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 und die §§ 41 und 42 


des Aufenthaltsgesetzes gelten entsprechend. Einem Ausländer aus einem sicheren 


Herkunftsstaat gemäß § 29a, der nach dem 31. August 2015 einen Asylantrag 


gestellt hat, darf während des Asylverfahrens die Ausübung einer Beschäftigung 


nicht erlaubt werden. Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt. 


 


 


 


Das bedeutet also: 


  Ein Arbeitsverbot besteht nun für Personen in Ankerzentren, solange sie 


verpflichtet sind, dort zu wohnen, aber nur bis maximal 9 Monate ab 


Asylantragstellung (wenn die weiteren Voraussetzungen erfüllt sind). 


 Außerhalb der Ankerzentren gibt es wie bisher 3 Monate Arbeitsverbot, 


danach kann die Arbeitserlaubnis erteilt werden (Ermessensentscheidung). 


 Ein totales Beschäftigungsverbot gibt es weiterhin für Personen aus sicheren 


Herkunftsstaaten und Personen, deren Asylantrag als unzulässig (Dublin, in 


anderen EU-Staaten Anerkannte) oder als offensichtlich unbegründet 


abgelehnt wurde, es sei denn, das Verwaltungsgericht hat im Eilverfahren die 


aufschiebende Wirkung der Klage gegen den Bescheid des Bundesamtes 


angeordnet. 


 Aber neu und wichtig: Die Ausübung der Beschäftigung ist zu erlauben, 


wenn 


 das Asylverfahren nicht innerhalb von 9 Monaten nach Stellung des 


Asylantrages unanfechtbar abgeschlossen ist 


 die Bundesagentur für Arbeit zugestimmt hat (keine Vorrangprüfung, 


die gibt es nicht mehr, nur Überprüfung der Arbeitsbedingungen) 


 der Ausländer nicht Staatsangehöriger eines sicheren 


Herkunftsstaates ist 


 der Asylantrag nicht als offensichtlich unbegründet oder als 


unzulässig abgelehnt wurde, es sei denn, das Verwaltungsgericht hat 


im Eilverfahren die aufschiebende Wirkung der Klage gegen den 


Bescheid des Bundesamtes angeordnet. 


 Nach dem klaren Gesetzeswortlaut gibt es in diesen Fällen 9 


Monate nach Stellung des Asylantrages kein Ermessen der 


Ausländerbehörde mehr, ob die Beschäftigungserlaubnis erteilt 


wird, d.h. die bisherigen Ermessenskriterien in den 


Vollzugshinweisen des Bayerischen Innenministeriums sind 


obsolet, insbesondere auf Straftaten oder mangelnde 


Identitätsklärung oder anderes kommt es nicht mehr an. 


 


Aber: Es bleibt beim absoluten Beschäftigungsverbot für vollziehbar 


ausreisepflichtige Geduldete, die nicht mitwirken, § 60a Abs. 6 AufenthG, und für 


Personen mit einer Duldung (wegen ungeklärter Identität) nach § 60b AufenthG 


(sog. Duldung „light“). 
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Für Ihre Beratung bedeutet das nun folgendes: 


 


Alle Geflüchteten, die noch im laufenden Asylverfahren sind und deren Asylverfahren 


nicht nach 9 Monaten unanfechtbar abgeschlossen ist (d.h. das Verfahren läuft noch 


beim BAMF, beim Verwaltungsgericht oder beim Bayerischen 


Verwaltungsgerichtshof, die Personen haben also noch eine Aufenthaltsgestattung) 


 


und 


 


deren Asylanträge nicht als offensichtlich unbegründet oder unzulässig abgelehnt 


wurden, es sei denn, das Verwaltungsgericht hat im Eilverfahren die aufschiebende 


Wirkung der Klage angeordnet 


 


und 


 


die nicht aus sicheren Herkunftsstaaten (nur: Ghana, Senegal, Albanien, 


Mazedonien, Kosovo, Serbien, Bosnien-Herzegowina, Montenegro) kommen 


 


und 


 


bei denen die Bundesagentur für Arbeit zustimmt (was im Regelfall kein Problem 


sein dürfte) 


 


haben nun einen Anspruch auf Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis für 


Arbeit oder Ausbildung (unabhängig von sonstigen Voraussetzungen). 


 


Wir raten daher allen Geflüchteten, die diese Voraussetzungen erfüllen, bisher 


aber aufgrund der restriktiven Entscheidungspraxis mancher 


Ausländerbehörden keine Beschäftigungserlaubnis erhalten haben, sofort 


wieder neue Anträge auf Arbeitserlaubnis, besser Ausbildungserlaubnis, zu 


stellen. 


 


Die ersten Ausländerbehörden haben bereits durchblicken lassen, dass sie, wenn 


diese Voraussetzungen erfüllt sind, aufgrund der neuen gesetzlichen Regelung nun 


von einer gebundenen, nicht mehr von einer Ermessensentscheidung ausgehen. 


Die meisten Ausländerbehörden entscheiden aber wohl immer noch mit den 


Ermessenskriterien in den letzten Vollzugshinweisen des Bayerischen 


Innenministeriums vom 04.03.2019, die sich mit der gesetzlichen Regelung in großen 


Teilen erledigt haben dürften. 


 


Im Bayerischen Innenministerium herrscht wohl etwas Verwirrung, hat man doch 


nicht geahnt, dass mit dem neuen Gesetz auch Verbesserungen einhergehen 


könnten. Die Regelung entspricht allerdings (endlich) Art. 15 der EU-


Aufnahmerichtlinie, nach dem spätestens nach 9 Monaten ein Zugang zum 


Arbeitsmarkt zu gewähren ist.  
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Das Ministerium arbeitet vermutlich bereits fieberhaft an neuen Vollzugshinweisen, 


die aber bisher noch nicht vorliegen. 


 


 


Bitte motivieren Sie nun alle Geflüchteten, die noch nicht in Arbeit oder 


Ausbildung sind, aber die vorgenannten Voraussetzungen erfüllen, sich erneut 


um eine Arbeits- und Ausbildungsstelle zu bemühen und erneut einen Antrag 


auf Arbeitserlaubnis zu stellen unter Verweis auf die gesetzliche Neuregelung! 


 


Falls der Antrag abgelehnt wird, obwohl alle gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt 


sind, sollte eine Rechtsberatung über die weitere Vorgehensweise in Anspruch 


genommen werden. 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


Bitte beachten Sie: 


Nachfragen zu diesem Newsletter beantworten wir gerne für alle Berater*innen, mit 


denen wir Rechtsberatungsverträge haben. Alle anderen, insbesondere die 


ehrenamtlichen Helfer*innen, bitten wir, von Nachfragen abzusehen und sich 


zunächst an die hauptamtlichen Berater*innen in der Asyl-, Migrations- und 


Integrationsberatung zu wenden. 
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Mit freundlichen Grüßen  
 
Tobias Goldmann  
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Dieses Projekt wird aus Mitteln des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für Sport und 
Integration gefördert 

 
Wenn Sie den Newsletter nicht mehr erhalten wollen, schreiben Sie mir gerne eine 
formlose Antwortmail.  
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